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Gesetzentwurf 
 
der Landesregierung 
 
 
 
 
Gesetz zur Umsetzung europarechtlicher Vorgaben über die Anerkennung von aus-
ländischen Berufsqualifikationen in Nordrhein-Westfalen 
 
 
A Problem 
 
Mit dem Gesetz zur Umsetzung europarechtlicher Vorgaben über die Anerkennung von aus-
ländischen Berufsqualifikationen in Nordrhein-Westfalen wird primär das Ziel verfolgt, den 
Erfordernissen der Umsetzungsverpflichtung der Richtlinie 2013/55/EU nachzukommen. Die 
Umsetzung in Landesrecht ist bis 18. Januar 2016 vorgeschrieben und zwingend erforder-
lich. Insbesondere ist die Landesregierung gehalten, das Angebot des einheitlichen An-
sprechpartners der Dienstleistungsrichtlinie auch auf die Berufsanerkennung auszudehnen 
und diverse Vereinfachungen bei Verfahrensfragen festzuschreiben. Da neben dem Berufs-
qualifikationsfeststellungsgesetz auch weitere fachgesetzliche Regelungen geändert werden 
müssen, hat die Landesregierung ein Artikelgesetz entwickelt, das weite Teile des Umset-
zungserfordernisses bedient. 
 
 
B Lösung 
 
Neben den Regelungen dieses Gesetzes haben die Ressorts zum Teil in eigener Zuständig-
keit die Umsetzung der Richtlinie betrieben, so dass eine zeitgerechte Umsetzung in Landes-
recht sichergestellt ist.  Durch das vorliegende Gesetz wird sichergestellt, dass auch Ange-
hörige von Drittstaaten von Dienstleistungen des Einheitlichen Ansprechpartners (EA) profi-
tieren können und die Leistungen nicht nur für Anerkennungsverfahren in reglementierten 
Berufen und nur für europäische Staatsangehörige vorgehalten werden. 
 
 
C Alternativen 
 
Keine. 
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D Kosten 
 
Das Gesetz verursacht dem Landeshaushalt zusätzliche Ausgaben.  
 
 
Artikel 1: 
Anerkennungsverfahren werden bereits jetzt von den Bezirksregierungen und den anderen 
zuständigen Stellen durchgeführt. Eine Änderung des Anspruchsberechtigtenkreises sieht 
die Novellierung nicht vor, so dass durch die in Rede stehenden Gesetzesänderungen keine 
höheren Kosten zu erwarten sind. Darüber hinaus könnte die Etablierung des elektronischen 
Verfahrens für Antragstellerinnen und Antragsteller zu Synergien bei den zuständigen Stellen 
führen. 
 
Keine verlässliche Schätzung ist hinsichtlich des Vorwarnmechanismus möglich, der durch 
dieses Gesetz etabliert wird. Aufgrund der Tatsache, dass es bislang aber keine signifikan-
ten Probleme bei der Vorlage unrichtiger Zertifikate gegeben hat, ist nicht zu erwarten, dass 
es zu einer massiven zusätzlichen Belastung in finanzieller oder personeller Hinsicht kommt. 
 
 
Artikel 2: 
Der Europäische Berufsausweis ist im Kern eine Verkürzung des Anerkennungsverfahrens in 
bestimmten Berufen. Derzeit erprobt die EU-Kommission das Instrument. In Nordrhein-
Westfalen von der Anwendung betroffen sind derzeit Berufe aus dem Gesundheitsbereich. 
Für die Gesundheitsfachberufe soll die Aufgabe der Entscheidung und der Ausstellung des 
Europäischen Berufsausweises den Kreisen und kreisfreien Städten übertragen werden. Sie 
sind bereits seit Jahren die zuständige Behörde für die Entscheidung über die Erlaubnis zur 
Führung der Berufsbezeichnung und deshalb auch prädestiniert, diese Aufgabe zu über-
nehmen. Es handelt sich dabei um eine neue Aufgabe. 
Für die Ausstellung des Europäischen Berufsausweises können Gebühren erhoben werden. 
Die Kommission weist im Erwägungsgrund 6 zu Recht darauf hin, dass die Festsetzung der 
Höhe von Gebühren Sache der Mitgliedstaaten ist. MGEPA beabsichtigt, zeitnah im Einver-
nehmen mit den kommunalen Spitzenverbänden auf der Grundlage der Durchführungsver-
ordnung 2015/983 der Kommission vom 24. Juni 2015  „betreffend das Verfahren zur Aus-
stellung des Europäischen Berufsausweises und die Anwendung des Vorwarnmechanismus 
gemäß der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates“ kostende-
ckende Gebühren festzulegen. 
 
Für die akademischen Heilberufe sollen die Kammern den Europäischen Berufsausweis her-
ausgeben. 
 
Für das Land entstehen keine Kostenfolgen. 
 
 
Artikel 3: 
Die Änderung des Gesundheitsfachberufegesetzes hat keine Kostenfolgen für das Land. 
 
Die Sprachprüfung für die Berufsausübung auf der Grundlage des Europäischen Berufsaus-
weises soll den Kreisen und kreisfreien Städten übertragen werden. Es handelt sich hierbei 
um keine neue Aufgabe; die Kreise und kreisfreien Städte führen die Sprachprüfung bereits 
seit Jahren als Voraussetzung für die Erteilung der Erlaubnis zur Führung der Berufsbe-
zeichnung und als Voraussetzung für die Dienstleistungserbringung durch. Die Sprachprü-
fung erfolgt gebührenfinanziert. 
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Über die Ausgestaltung der Berufsordnung in einer Rechtsverordnung bestehen derzeit noch 
keine konkreten Vorstellungen. Sollten die Kreise und kreisfreien Städte Überwachungsauf-
gaben wahrnehmen sollen, wird sich MGEPA rechtzeitig im Vorfeld mit den kommunalen 
Spitzenverbänden in Verbindung setzen. 
 
 
Artikel 4: 
Bei der Berufsanerkennung von ausländischen Altenpflegekräften handelt es sich um Einzel-
fälle, weil diese Ausbildung in der Europäischen Union kaum angeboten wird. Mit dieser 
Konzertierung dieser Aufgabe bei einer zuständigen Behörde (Landesprüfungsamt) sind 
vielmehr Synergieeffekte zu erwarten. Zudem wird das Berufsanerkennungsverfahren über 
Gebühren finanziert. 
 
 
Artikel 5: 
Die durch die Einrichtung eines zentralen EA auf Landesebene voraussichtlich anfallenden 
Personal- und Sachausgaben stellen sich nach Schätzungen des MWEIMH wie folgt dar: 
 
2015: rd. 300.000 EUR 
Ausgaben im Rahmen der notwendigen Vorarbeiten für eine technische Lösung 
 
2016: rd. 1.300.000 EUR 
Einmalige Investitionsausgaben von rd. 900.000 EUR, rd. 200.000 EUR für den laufenden 
Betrieb ab 01. Januar 2016 sowie rd. 200.000 EUR Personalausgaben ebenfalls ab  
01. Januar 2016 (4 Stellen des gehobenen Dienstes) 
 
2017ff.: rd. 600.000 EUR 
Jährlich für den laufenden Betrieb rd. 400.000 EUR sowie für Personalausgaben  
rd. 200.000 EUR 
 
 
Artikel 6: 
Für das Land fallen hinsichtlich der Änderung des Heilberufsgesetzes keine Kosten an. 
Nach § 6 Absatz 4 des Heilberufsgesetzes erheben die Kammern zur Erfüllung ihrer Aufga-
ben Beiträge von ihren Kammerangehörigen. Sie können für besondere Amtshandlungen, 
sonstige Tätigkeiten und für die Inanspruchnahme ihrer Einrichtungen Gebühren erheben. 
 
 
Artikel 7: 
Durch die Änderung entstehen keine Kosten. 
 
 
Soweit den Kreisen und kreisfreien Städten im Gesetz Aufgaben zugewiesen werden, ist 
kein ausgleichspflichtiger Konnexitätsfall gegeben, da es sich nicht um neue Aufgaben han-
delt. Es werden keine neuen Aufgaben für die Kommunen geschaffen. 
 
Das Gesetz entwickelt keine Mittelstandsrelevanz. 
 
 
E Zuständigkeit 
 
Zuständig sind das Ministerium für Arbeit, Integration und Soziales, das Ministerium für Inno-
vation, Wissenschaft und Forschung, das Finanzministerium, das Justizministerium, das Mi-
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nisterium für Schule und Weiterbildung, das Ministerium für Wirtschaft, Energie, Industrie, 
Mittelstand und Handwerk, das Ministerium für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Ver-
kehr, das Ministerium für Inneres und Kommunales, das Ministerium für Klimaschutz, Um-
welt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz, das Ministerium für Familie, Kinder,  
Jugend, Kultur und Sport, das Ministerium für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter 
und der Minister für Bundesangelegenheiten, Europa und Medien. 
 
 
F Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemeinden und 

Gemeindeverbände 
 
Keine. 
 
 
G Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und die privaten Haushalte 
 
Keine. 
 
 
H Geschlechterdifferenzierte Betrachtung der Auswirkungen des Gesetzes 
 
Keine. 
 
 
I Befristung 
 
Artikel 5 des Gesetzes wird erstmalig bis zum 31. Dezember 2018 und danach alle fünf Jah-
re evaluiert. Der Landtag wird über das Ergebnis informiert. Bei den übrigen Regelungen 
werden keine Änderungen vorgenommen 
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung  Auszug aus den geltenden Gesetzesbe-

stimmungen 
 

Gesetz zur Umsetzung europarechtlicher 
Vorgaben für die Anerkennung von aus-

ländischen Berufsqualifikationen in 
Nordrhein-Westfalen 

 

  

Artikel 1 
Änderung des Berufsqualifikationsfest-

stellungsgesetzes NRW 
 

  
Gesetz zur Feststellung der Gleichwer-

tigkeit ausländischer Berufsqualifikatio-
nen in Nordrhein-Westfalen 

(Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz 
NRW – BQFG NRW) 

 
Das Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz 
NRW vom 28. Mai 2013 (GV. NRW. S. 272) 
wird wie folgt geändert: 
 

  

1. Dem § 3 wird folgender Absatz 6 ange-
fügt: 

 

 § 3 
Begriffsbestimmungen 

  (1) Berufsqualifikationen sind Qualifikatio-
nen, die durch Ausbildungsnachweise, Be-
fähigungsnachweise oder einschlägige, im 
Inland oder Ausland erworbene Berufser-
fahrung nachgewiesen werden. 
 

  (2) Ausbildungsnachweise sind Prüfungs-
zeugnisse und Befähigungsnachweise, die 
von verantwortlichen Stellen für den Ab-
schluss einer erfolgreich absolvierten Aus-
bildung ausgestellt werden. 
 

  (3) Berufsbildung im Sinne dieses Gesetzes 
ist eine durch Rechts- oder Verwaltungsvor-
schriften geregelte Berufsausbildung, beruf-
liche Fort- oder Weiterbildung. Die Berufs-
ausbildung vermittelt die zur Ausübung ei-
ner qualifizierten beruflichen Tätigkeit erfor-
derliche berufliche Handlungsfähigkeit. Sie 
findet in einem geordneten Ausbildungs-
gang statt, der auch den Erwerb der erfor-
derlichen Berufserfahrungen umfassen 
kann. Die berufliche Fort- und Weiterbildung 
erweitert die berufliche Handlungsfähigkeit 
über die Berufsausbildung hinaus. 
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  (4) Berufe, die durch Rechts- oder Verwal-
tungsvorschriften des Landes geregelt sind, 
umfassen reglementierte Berufe und nicht 
reglementierte Berufe. 
 

  (5) Reglementierte Berufe sind berufliche 
Tätigkeiten, deren Aufnahme oder Aus-
übung durch Rechts- oder Verwaltungsvor-
schriften an den Besitz bestimmter Berufs-
qualifikationen gebunden sind; eine Art der 
Ausübung ist insbesondere die Führung 
einer Berufsbezeichnung, die durch Rechts- 
oder Verwaltungsvorschriften auf Personen 
beschränkt ist, die über bestimmte Berufs-
qualifikationen verfügen. 
 

„(6) Zuständige Behörden im Sinne der 
Richtlinie 2005/36/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 
7. September 2005 über die Anerken-
nung von Berufsqualifikationen  
(ABl. L 255 vom 30.9.2005, S. 22,  
L 271 vom 16.10.2007, S. 18, L 93 vom 
4.4.2008, S. 28, L 33 vom 3.2.2009,  
S. 49, L 305 vom 24.10.2014, S. 115), 
die zuletzt durch die Richtlinie 
2013/55/EU (ABl. L 354 vom 
28.12.2013, S. 132) geändert worden 
ist sowie der dazu ergangenen Durch-
führungsrechtsakte sind die zuständi-
gen Stellen nach § 8 und § 13 Absatz 5 
bis 7, soweit im Fachrecht keine abwei-
chende Regelung getroffen ist.“ 
 

  

2. § 4 Absatz 2 Nummer 3 wird wie folgt 
gefasst: 

 

 § 4 
Feststellung der Gleichwertigkeit 

  (1) Die zuständige Stelle stellt auf Antrag 
die Gleichwertigkeit fest, sofern 
 

  1. der im Ausland erworbene Ausbil-
dungsnachweis die Befähigung zu ver-
gleichbaren beruflichen Tätigkeiten wie 
der entsprechende landesrechtlich ge-
regelte Ausbildungsnachweis belegt 
und 

 
  2. zwischen den nachgewiesenen Berufs-

qualifikationen und der entsprechenden 
landesrechtlich geregelten Berufsbil-
dung keine wesentlichen Unterschiede 
bestehen. 
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  (2) Wesentliche Unterschiede zwischen den 
nachgewiesenen Berufsqualifikationen und 
der entsprechenden landesrechtlich gere-
gelten Berufsbildung liegen vor, sofern 
 

  1. sich der im Ausland erworbene Ausbil-
dungsnachweis auf Fertigkeiten, 
Kenntnisse und Fähigkeiten bezieht, 
die sich hinsichtlich der vermittelten In-
halte oder auf Grund der Ausbildungs-
dauer wesentlich von den Fertigkeiten, 
Kenntnissen und Fähigkeiten unter-
scheiden, auf die sich der entsprechen-
de landesrechtlich geregelte Ausbil-
dungsnachweis bezieht, 

 
  2. die nach Nummer 1 abweichenden Fer-

tigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten 
für die Ausübung des jeweiligen Berufs 
wesentlich sind und 

 
„3. die Antragstellerin oder der Antrag-
steller diese Unterschiede nicht durch 
sonstige Befähigungsnachweise, nach-
gewiesene einschlägige Berufserfah-
rung oder sonstige nachgewiesene ein-
schlägige Qualifikationen ausgeglichen 
hat.“ 
 

 3. die Antragstellerin oder der Antragstel-
ler diese Unterschiede nicht durch 
sonstige Befähigungsnachweise oder 
nachgewiesene einschlägige Berufser-
fahrung ausgeglichen hat. 

  (3) In dem Umfang, in dem die zuständige 
Stelle eines anderen Bundeslandes die 
Gleichwertigkeit festgestellt hat, ist die In-
haberin oder der Inhaber dieser Berufsquali-
fikation so zu behandeln, als sei insoweit 
die landesrechtlich geregelte Berufsqualifi-
kation in diesem Bundesland erworben 
worden. 
 

3. § 5 wird wie folgt geändert: 
 

 § 5 
Vorzulegende Unterlagen 

 
  (1) Dem Antrag sind folgende Unterlagen 

beizufügen: 
 

  1. eine tabellarische Aufstellung der ab-
solvierten Ausbildungsgänge und der 
ausgeübten Erwerbstätigkeiten in deut-
scher Sprache, 

 
  2. ein Identitätsnachweis, 

 
  3. im Ausland erworbene Ausbildungs-

nachweise, 
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  4. Nachweise über einschlägige Berufser-

fahrung oder sonstige Befähigungs-
nachweise, sofern diese zur Feststel-
lung der Gleichwertigkeit erforderlich 
sind, und 

 
  5. eine Erklärung, ob und bei welcher 

Stelle bereits ein Antrag auf Feststel-
lung der Gleichwertigkeit gestellt wurde.  

 
a) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt ge-

fasst:  
 

  

„Die Unterlagen nach Absatz 1 
Nummer 2 bis 4 sind der zuständi-
gen Stelle in Form von Originalen 
oder Kopien zu übermitteln, wobei 
die vorgenannten Kopien grund-
sätzlich in beglaubigter Form vor-
zulegen sind.“ 
 

 (2) Die Unterlagen nach Absatz 1 Num-
mer 2 bis 4 sind der zuständigen Stelle in 
Form von Originalen oder beglaubigten  
Kopien vorzulegen. Von den Unterlagen 
nach Absatz 1 Nummer 3 und 4 sind Über-
setzungen in deutscher Sprache vorzule-
gen. Darüber hinaus kann die zuständige 
Stelle von den Unterlagen nach Absatz 1 
Nummer 2 und allen nachgereichten Unter-
lagen Übersetzungen in deutscher Sprache 
verlangen. Die Übersetzungen sind von 
einer öffentlich bestellten oder beeidigten 
Dolmetscherin oder Übersetzerin oder ei-
nem öffentlich bestellten oder beeidigten 
Dolmetscher oder Übersetzer erstellen zu 
lassen. 
 

  (3) Die zuständige Stelle kann abweichend 
von Absatz 2 eine andere Form für die vor-
zulegenden Dokumente zulassen. 
 

  (4) Die zuständige Stelle kann die Antrag-
stellerin oder den Antragsteller auffordern, 
innerhalb einer angemessenen Frist Infor-
mationen zu Inhalt und Dauer der im Aus-
land absolvierten Berufsbildung sowie zu 
sonstigen Berufsqualifikationen vorzulegen, 
soweit dies zur Feststellung der Gleichwer-
tigkeit erforderlich ist. 
 

  (5) Bestehen begründete Zweifel an der 
Echtheit oder der inhaltlichen Richtigkeit der 
vorgelegten Unterlagen, kann die zuständi-
ge Stelle die Antragstellerin oder den An-
tragsteller auffordern, innerhalb einer an-
gemessenen Frist weitere geeignete Unter-
lagen vorzulegen. 
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b) In Absatz 6 Satz 3 werden die Wör-
ter „der Schweiz“ durch die Wörter 
„einem durch Abkommen gleichge-
stellten Staat“ ersetzt. 

 

 (6) Die Antragstellerin oder der Antragsteller 
hat durch geeignete Unterlagen darzulegen, 
in Nordrhein-Westfalen eine der Berufsqua-
lifikationen entsprechende Erwerbstätigkeit 
ausüben zu wollen. Geeignete Unterlagen 
können beispielsweise der Nachweis der 
Beantragung eines Einreisevisums zur Er-
werbstätigkeit, der Nachweis einer Kontakt-
aufnahme mit potentiellen Arbeitgebern 
oder ein Geschäftskonzept sein. Für An-
tragstellerinnen oder Antragsteller mit 
Wohnsitz in einem Mitgliedstaat der Europä-
ischen Union, einem weiteren Vertragsstaat 
des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum oder in der Schweiz sowie 
für Staatsangehörige dieser Staaten ist die-
se Darlegung entbehrlich, sofern keine be-
sonderen Gründe gegen eine entsprechen-
de Absicht sprechen. 
 

4. Dem § 6 wird folgender Absatz 6 ange-
fügt:  

 

 § 6 
Verfahren 

  (1) Antragsberechtigt ist jede Person, die im 
Ausland einen Ausbildungsnachweis im 
Sinne des § 3 Absatz 2 erworben hat. Der 
Antrag ist bei der zuständigen Stelle zu stel-
len. 
 

  (2) Die zuständige Stelle bestätigt der An-
tragstellerin oder dem Antragsteller inner-
halb eines Monats den Eingang des Antrags 
einschließlich der nach § 5 Absatz 1 vorge-
legten Unterlagen. In der Empfangsbestäti-
gung ist das Datum des Eingangs bei der 
zuständigen Stelle mitzuteilen und auf die 
Frist nach Absatz 3 und die Voraussetzun-
gen für den Beginn des Fristlaufs hinzuwei-
sen. Sind die nach § 5 Absatz 1 vorzule-
genden Unterlagen unvollständig, teilt die 
zuständige Stelle innerhalb der Frist des 
Satzes 1 mit, welche Unterlagen nachzu-
reichen sind. Die Mitteilung enthält den 
Hinweis, dass der Lauf der Frist nach Ab-
satz 3 erst mit Eingang der vollständigen 
Unterlagen beginnt. 
 

  (3) Die zuständige Stelle muss innerhalb 
von drei Monaten über die Gleichwertigkeit 
entscheiden. Die Frist beginnt mit Eingang 
der vollständigen Unterlagen. Sie kann ein-
mal angemessen verlängert werden, wenn 
dies wegen der Besonderheiten der Ange-
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legenheit gerechtfertigt ist. Die Fristverlän-
gerung ist zu begründen und rechtzeitig 
mitzuteilen. 
 

  (4) Im Fall des § 5 Absatz 4 und 5 ist der 
Lauf der Frist nach Absatz 3 bis zum Ablauf 
der von der zuständigen Stelle festgelegten 
Frist gehemmt. Im Fall des § 18 ist der Lauf 
der Frist nach Absatz 3 bis zu Beendigung 
des sonstigen geeigneten Verfahrens ge-
hemmt.  
 

  (5) Der Antrag soll abgelehnt werden, so-
weit die Gleichwertigkeit im Rahmen ande-
rer Verfahren oder durch Rechtsvorschrift 
bereits festgestellt ist. 
 

„(6) Das Verfahren kann auch über ei-
nen Einheitlichen Ansprechpartner im 
Sinne der §§ 71a ff. des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen in der Fassung der  
Bekanntmachung vom 12. Novem-
ber 1999 (GV. NRW. S. 602) in der je-
weils geltenden Fassung abgewickelt 
werden.“ 

 

  

5.  § 9 Absatz 2 Nummer 3 wird wie folgt 
gefasst: 

 

 § 9 
Voraussetzungen der Gleichwertigkeit 

  (1) Bei der Entscheidung über die Befugnis 
zur Aufnahme oder Ausübung eines in 
Nordrhein-Westfalen reglementierten Berufs 
gilt der im Ausland erworbene Ausbildungs-
nachweis, unter Berücksichtigung sonstiger 
nachgewiesener Berufsqualifikationen, als 
gleichwertig mit dem entsprechenden lan-
desrechtlich geregelten Ausbildungsnach-
weis, sofern 
 

  1. der im Ausland erworbene Ausbil-
dungsnachweis die Befähigung zu ver-
gleichbaren beruflichen Tätigkeiten wie 
der entsprechende landesrechtlich ge-
regelte Ausbildungsnachweis belegt, 

 
  2. die Antragstellerin oder der Antragstel-

ler bei einem sowohl in Nordrhein-
Westfalen als auch im Ausbildungsstaat 
reglementierten Beruf zur Ausübung 
des jeweiligen Berufs im Ausbildungs-
staat berechtigt ist oder die Befugnis 
zur Aufnahme oder Ausübung des je-
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weiligen Berufs aus Gründen verwehrt 
wurde, die der Aufnahme oder Aus-
übung in Nordrhein-Westfalen nicht 
entgegenstehen und 

 
  3. zwischen den nachgewiesenen Berufs-

qualifikationen und der entsprechenden 
landesrechtlich geregelten Berufsbil-
dung keine wesentlichen Unterschiede 
bestehen. 

 
  (2) Wesentliche Unterschiede zwischen den 

nachgewiesenen Berufsqualifikationen und 
der entsprechenden landesrechtlich gere-
gelten Berufsbildung liegen vor, sofern 
 

  1. sich der im Ausland erworbene Ausbil-
dungsnachweis auf Fähigkeiten und 
Kenntnisse bezieht, die sich hinsichtlich 
des Inhalts oder auf Grund der Ausbil-
dungsdauer wesentlich von den Fähig-
keiten und Kenntnissen unterscheiden, 
auf die sich der entsprechende landes-
rechtlich geregelte Ausbildungsnach-
weis bezieht, 

 
  2. die entsprechenden Fähigkeiten und 

Kenntnisse eine maßgebliche Voraus-
setzung für die Ausübung des jeweili-
gen Berufs darstellen und 

 
„3. die Antragstellerin oder der Antrag-
steller diese Unterschiede nicht durch 
sonstige Befähigungsnachweise, nach-
gewiesene einschlägige Berufserfah-
rung oder sonstige nachgewiesene ein-
schlägige Qualifikationen ausgeglichen 
hat.“ 
 

 3. die Antragstellerin oder der Antragstel-
ler diese Unterschiede nicht durch 
sonstige Befähigungsnachweise oder 
nachgewiesene einschlägige Berufser-
fahrung ausgeglichen hat. 

 

6. Dem § 11 wird folgender Absatz 4 an-
gefügt: 

 

 § 11 
Ausgleichsmaßnahmen; Verordnungs-

ermächtigung 
 

  (1) Wesentliche Unterschiede im Sinne des 
§ 9 Absatz 2 können durch die Absolvierung 
eines höchstens dreijährigen Anpassungs-
lehrgangs, der Gegenstand einer Bewer-
tung sein kann, oder das Ablegen einer 
Eignungsprüfung im Inland ausgeglichen 
werden. 
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  (2) Bei der Ausgestaltung der Ausgleichs-
maßnahmen im Sinne des Absatz 1 sind die 
vorhandenen Berufsqualifikationen der An-
tragstellerin oder des Antragstellers zu be-
rücksichtigen. Der Inhalt der Ausgleichs-
maßnahmen ist auf die festgestellten we-
sentlichen Unterschiede im Sinne des § 9 
Absatz 2 zu beschränken. Inhalt und Durch-
führung der Ausgleichsmaßnahmen können 
durch das für das jeweilige Berufsrecht zu-
ständige Ministerium durch Rechtsverord-
nung geregelt werden. 
 

  (3) Die Antragstellerin oder der Antragsteller 
hat die Wahl zwischen der Absolvierung 
eines Anpassungslehrgangs und dem Able-
gen einer Eignungsprüfung, sofern die ent-
sprechenden berufsrechtlichen Regelungen 
nichts anderes bestimmen. 
 

„(4) Hat sich die Antragstellerin oder 
der Antragsteller für eine Eignungsprü-
fung nach Absatz 3 entschieden, muss 
diese innerhalb von sechs Monaten ab 
dem Zugang dieser Entscheidung bei 
der Zuständigen Stelle abgelegt werden 
können. Legt die zuständige Stelle auf 
Grund entsprechender berufsrechtlicher 
Regelungen im Sinne des Absatzes 3 
fest, dass eine Eignungsprüfung zu ab-
solvieren ist, so muss diese innerhalb 
von sechs Monaten ab dem Zugang 
dieser Entscheidung abgelegt werden 
können.“ 

 

  

7. § 12 wird wie folgt geändert:  

 
 § 12 

Vorzulegende Unterlagen 
 

  (1) Zur Bewertung der Gleichwertigkeit sind 
dem Antrag zur Aufnahme oder Ausübung 
eines in Nordrhein-Westfalen reglementier-
ten Berufs folgende Unterlagen beizufügen: 
 

  1. eine tabellarische Aufstellung der ab-
solvierten Ausbildungsgänge und der 
ausgeübten Erwerbstätigkeiten in deut-
scher Sprache, 

 
  2. ein Identitätsnachweis, 

 
  3. im Ausland erworbene Ausbildungs-

nachweise,  
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  4. Nachweise über einschlägige Berufser-
fahrungen und sonstige Befähigungs-
nachweise, sofern diese zur Feststel-
lung der Gleichwertigkeit erforderlich 
sind, 

 
  5. im Fall von § 9 Absatz 1 Nummer 2 

eine Bescheinigung über die Berechti-
gung zur Berufsausübung im Ausbil-
dungsstaat und  

 
  6. eine Erklärung, ob und bei welcher 

Stelle bereits ein Antrag auf Feststel-
lung der Gleichwertigkeit gestellt wurde. 

 
a) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt ge-

fasst: 
 

  

„Die Unterlagen nach Absatz 1 
Nummer 2 bis 6 sind der zuständi-
gen Stelle in Form von Originalen 
oder Kopien zu übermitteln, wobei 
die vorgenannten Kopien grund-
sätzlich in beglaubigter Form vor-
zulegen sind. “ 

 

 (2) Die Unterlagen nach Absatz 1 Num-
mer 2 bis 6 sind der zuständigen Stelle in 
Form von Originalen oder beglaubigten Ko-
pien vorzulegen. Darüber hinaus kann die 
zuständige Stelle von den Unterlagen nach 
Absatz 1 Nummer 2 und allen nachgereich-
ten Unterlagen Übersetzungen in deutscher 
Sprache verlangen. Von den Unterlagen 
nach Absatz 1 Nummer 3 bis 5 sind Über-
setzungen in deutscher Sprache vorzule-
gen. Die Übersetzungen sind von einer öf-
fentlich bestellten oder beeidigten Dolmet-
scherin oder Übersetzerin oder einem öf-
fentlich bestellten oder beeidigten Dolmet-
scher oder Übersetzer erstellen zu lassen. 
 

b) Absatz 3 werden folgende Sätze 2 
bis 4 angefügt: 
 
„Wurden die vorgelegten Unterla-
gen in einem Mitgliedstaat der Eu-
ropäischen Union oder einem wei-
teren Vertragsstaat des Abkom-
mens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum ausgestellt oder aner-
kannt, können diese abweichend 
von Absatz 2 auch elektronisch 
übermittelt werden. Im Falle be-
gründeter Zweifel an der Echtheit 
oder der inhaltlichen Richtigkeit der 
Unterlagen, kann sich die zustän-
dige Stelle sowohl an die zuständi-
ge Stelle des Ausbildungsstaates 
wenden als auch die Antragstelle-
rin oder den Antragsteller auffor-

 (3) Die zuständige Stelle kann abweichend 
von Absatz 2 eine andere Form für die vor-
zulegenden Dokumente zulassen. 
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dern, beglaubigte Kopien oder wei-
tere geeignete Unterlagen vorzule-
gen. Der Fristablauf gemäß § 13 
Absatz 3 wird in diesen Fällen nicht 
gehemmt. 
 

c) In Absatz 4 Satz 2 werden die Wör-
ter „der Schweiz“ durch die Wörter 
„einem durch Abkommen gleichge-
stellten Staat“ ersetzt. 

 

 (4) Die zuständige Stelle kann die Antrag-
stellerin oder den Antragsteller auffordern, 
innerhalb einer angemessenen Frist Infor-
mationen zu Inhalt und Dauer der im Aus-
land absolvierten Berufsbildung sowie zu 
sonstigen Berufsqualifikationen vorzulegen, 
soweit dies zur Bewertung der Gleichwer-
tigkeit erforderlich ist. Soweit die Berufsbil-
dung in einem Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union, einem weiteren Vertragsstaat 
des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum oder in der Schweiz absol-
viert wurde, kann sich die zuständige Stelle 
an die zuständige Stelle des Ausbildungs-
staates wenden. 
 

d) In Absatz 5 wird Satz 2 aufgeho-
ben. 

 

 (5) Bestehen begründete Zweifel an der 
Echtheit oder der inhaltlichen Richtigkeit der 
vorgelegten Unterlagen, kann die zuständi-
ge Stelle die Antragstellerin oder den An-
tragsteller auffordern, weitere geeignete 
Unterlagen vorzulegen. Soweit die Unterla-
gen in einem Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union, einem weiteren Vertragsstaat 
des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum oder in der Schweiz aus-
gestellt wurden, kann sich die zuständige 
Stelle an die zuständige Stelle des Ausbil-
dungsstaates wenden. 
 

e) In Absatz 6 Satz 3 werden die Wör-
ter „der Schweiz“ durch die Wörter 
„einem durch Abkommen gleichge-
stellten Staat“ ersetzt. 

 

 (6) Die Antragstellerin oder der Antragsteller 
hat durch geeignete Unterlagen darzulegen, 
in Nordrhein-Westfalen eine ihren Berufs-
qualifikationen entsprechende Erwerbstätig-
keit ausüben zu wollen. Geeignete Unterla-
gen können beispielsweise der Nachweis 
der Beantragung eines Einreisevisums zur 
Erwerbstätigkeit, der Nachweis einer Kon-
taktaufnahme mit potentiellen Arbeitgebern 
oder ein Geschäftskonzept sein. Für An-
tragstellerinnen oder Antragsteller mit 
Wohnsitz in einem Mitgliedstaat der Europä-
ischen Union, einem weiteren Vertragsstaat 
des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum oder in der Schweiz sowie 
für Staatsangehörige dieser Staaten ist die-
se Darlegung entbehrlich, sofern keine be-
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sonderen Gründe gegen eine entsprechen-
de Absicht sprechen. 
 

8. § 13 wird wie folgt geändert: 
 

 § 13 
Verfahren; Verordnungsermächtigung 

 
  (1) Die Bewertung der Gleichwertigkeit nach 

§ 9 erfolgt im Rahmen der Entscheidung 
über die Befugnis zur Aufnahme oder Aus-
übung eines in Nordrhein-Westfalen regle-
mentierten Berufs. 
 

  (2) Die zuständige Stelle bestätigt der An-
tragstellerin oder dem Antragsteller inner-
halb eines Monats den Eingang des Antrags 
einschließlich der nach § 12 Absatz 1 vorzu-
legenden Unterlagen. In der Empfangsbe-
stätigung ist das Datum des Eingangs bei 
der zuständigen Stelle mitzuteilen und auf 
die Frist nach Absatz 3 und die Vorausset-
zungen für den Beginn des Fristlaufs hin-
zuweisen. Sind die nach § 12 Absatz 1 vor-
zulegenden Unterlagen unvollständig, teilt 
die zuständige Stelle innerhalb der Frist des 
Satzes 1 mit, welche Unterlagen nachzu-
reichen sind. Die Mitteilung enthält den 
Hinweis, dass der Lauf der Frist nach Ab-
satz 3 erst mit Eingang der vollständigen 
Unterlagen beginnt. 
 

a) In Absatz 3 Satz 4 werden die Wör-
ter „der Schweiz“ durch die Wörter 
„einem durch Abkommen gleichge-
stellten Staat“ ersetzt.  

 

 (3) Die zuständige Stelle muss innerhalb 
von drei Monaten über die Gleichwertigkeit 
entscheiden. Die Frist beginnt mit Eingang 
der vollständigen Unterlagen. Sie kann ein-
mal angemessen verlängert werden, wenn 
dies wegen der Besonderheiten der Ange-
legenheit gerechtfertigt ist. Für Antragstel-
ler, die ihren Ausbildungsnachweis in einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder 
einem Vertragsstaat des Abkommen über 
den Europäischen Wirtschaftsraum oder der 
Schweiz erworben haben oder deren Aus-
bildungsnachweise in einem dieser genann-
ten Staaten anerkannt wurde, kann die 
Fristverlängerung nach Satz 3 höchstens 
einen Monat betragen. Die Fristverlänge-
rung ist zu begründen und rechtzeitig mitzu-
teilen. 
 

  (4) Im Fall des § 12 Absatz 4 und 5 ist der 
Lauf der Frist nach Absatz 3 bis zum Ablauf 
der von der zuständigen Stelle festgelegten 
Frist gehemmt. Im Fall des § 18 ist der Lauf 
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der Frist nach Absatz 3 bis zur Beendigung 
des sonstigen geeigneten Verfahrens ge-
hemmt. 
 

  (5) Die Zuständigkeit richtet sich nach dem 
jeweiligen Fachrecht.  
 

  (6) Das für das jeweilige Berufsrecht zu-
ständige Ministerium wird ermächtigt, die 
Aufgaben durch Rechtsverordnung auf an-
dere Stellen, die Aufgaben der öffentlichen 
Verwaltung wahrnehmen, zu übertragen. 
 

  (7) Zuständige Stellen können vereinbaren, 
dass die ihnen durch dieses oder auf Grund 
dieses Gesetzes übertragenen Aufgaben 
von einer anderen zuständigen Stelle, deren 
Sitz auch in einem anderen Bundesland 
sein kann, wahrgenommen werden. Die 
Vereinbarung bedarf der Genehmigung des 
jeweils zuständigen Ministeriums. 
 

b) Folgender Absatz 8 wird angefügt:  
 

  

„(8) Das Verfahren kann auch über 
einen Einheitlichen Ansprechpart-
ner im Sinne der §§ 71a ff. des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen ab-
gewickelt werden.“ 

 

  

9. Nach § 13 werden die folgenden  
§§ 13a und 13b eingefügt:  

 

  

„§ 13a 
Vorwarnmechanismus 

 

  

(1) Hat die zuständige Stelle davon 
Kenntnis erlangt, dass einer oder einem 
Berufsangehörigen durch gerichtliche 
Entscheidung oder durch Verwaltungs-
akt die Ausübung ihres oder seines  
Berufes ganz oder teilweise - auch  
vorübergehend - untersagt worden ist  
oder ihr oder ihm diesbezügliche  
Beschränkungen auferlegt worden sind, 
so hat sie die zuständigen Stellen aller 
anderen Mitgliedstaaten und der  
Länder hiervon zu unterrichten. Diese 
Pflicht zur Vorwarnung besteht in  
Bezug auf die in Artikel 56a Absatz 1 
der Richtlinie 2005/36/EG genannten 
Berufe. Die zuständige Stelle übermit-
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telt die in Artikel 56a Absatz 2  
der Richtlinie 2005/36/EG genannten 
Daten über das Binnenmarktinformati-
onssystem der Europäischen Kommis-
sion. 

 
(2) Die Vorwarnung dient dem mög-
lichst frühzeitigen Schutz der Betroffe-
nen. Deshalb ist die Vorwarnung spä-
testens drei Tage nach einer Entschei-
dung eines Gerichts oder einer sonst 
zuständigen Stelle auszulösen. Umge-
kehrt sind die zuständigen Behörden 
der Mitgliedstaaten und der Länder un-
verzüglich zu unterrichten, wenn die 
Geltungsdauer einer Untersagung oder 
Beschränkung nach Absatz 1 abgelau-
fen ist. Im Rahmen der Unterrichtung 
hat die zuständige Stelle auch das Da-
tum des Ablaufs der Maßnahme und 
gegebenenfalls spätere Änderungen 
dieses Datums anzugeben. Gleichzeitig 
mit der Übermittlung einer Vorwarnung 
ist die zuständige Stelle verpflichtet, die 
hiervon betroffene Person darüber zu 
unterrichten, 

 

  

1. welchen Rechtsbehelf sie gegen 
die Vorwarnung einlegen kann, 

 

  

2. dass sie die Berichtigung der Vor-
warnung verlangen kann und 

 

  

3. dass ihr im Falle einer unrichtigen 
Übermittlung ein Schadensersatz-
anspruch zustehen kann. 

 

  

Die zuständige Stelle unterrichtet die 
zuständigen Behörden der Mitgliedstaa-
ten und der Länder darüber, wenn eine 
betroffene Person einen Rechtsbehelf 
gegen die Vorwarnung eingelegt hat. 
Sobald die Vorwarnung oder Teile da-
von unrichtig werden, sind sie binnen 
einer Frist von drei Tagen ab dem Da-
tum der Entscheidung über ihren Wi-
derruf oder ab dem Zeitpunkt des Ab-
laufs der Geltungsdauer der Untersa-
gung oder Beschränkung nach Absatz 
1 zu löschen. Die zuständigen Stellen 
der Mitgliedsstaaten sind hierüber un-
verzüglich zu informieren.  
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(3) Hat jemand die Anerkennung seiner 
Berufsqualifikation beantragt und wird 
nachfolgend von einem Gericht festge-
stellt, dass die Person dabei gefälschte 
Berufsqualifikationsnachweise verwen-
det hat, so hat die zuständige Stelle 
spätestens drei Tage nach Urteilsver-
kündung alle übrigen Mitgliedstaaten 
über das Binnenmarktinformationssys-
tem der Europäischen Kommission von 
der Identität dieser Person und dem der 
Gerichtsentscheidung zu Grunde lie-
genden Sachverhalt zu informieren.  

 

  

(4) Die Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten nach den vorstehenden Ab-
sätzen erfolgt im Einklang mit der Richt-
linie 95/46/EG des Europäischen  
Parlaments und des Rates vom 24. Ok-
tober 1995 zum Schutz natürlicher Per-
sonen bei der Verarbeitung personen-
bezogener Daten und zum freien Da-
tenverkehr (ABl. L 281 vom 23.11.1995,  
S. 31), die durch die Verordnung (EG) 
Nr. 1882/2003 (ABl. L 284 vom 
31.10.2003, S. 1) geändert worden ist 
und der Richtlinie 2002/58/EG des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates 
vom 12. Juli 2002 über die Verarbei-
tung personenbezogener Daten und 
den Schutz der Privatsphäre in  
der elektronischen Kommunikation 
(ABl. L 201 vom 31.7.2002, S. 37,  
L 241 vom 10.9.2013, S. 9), die zuletzt 
durch die Richtlinie 2009/136/EG  
(ABl. L 337 vom 18.12.2009, S. 11) ge-
ändert worden ist. 

 

  

(5) Das Verfahren richtet sich nach Ar-
tikel 56a der Richtlinie 2005/36/EG so-
wie der hierzu erlassenen Durchfüh-
rungsverordnung (EU) 2015/983. 

 

  

(6) Das für Arbeit zuständige Ministeri-
um wird ermächtigt, im Einvernehmen 
mit dem jeweils fachlich zuständigen 
Ministerium, ergänzend zu den Best-
immungen der Durchführungsverord-
nung (EU) 2015/983 durch Rechtsver-
ordnung weitere Regelungen, insbe-
sondere Zuständigkeiten, zur Umset-
zung des Artikels 56a der Richtlinie 
2005/36/EG zu treffen.  
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§ 13b 

Partieller Berufszugang 
 

  

(1) Liegen sämtliche Voraussetzungen 
des Artikels 4f der Richtlinie 
2005/36/EG vor, so gewährt die zu-
ständige Stelle gemäß den Vorgaben 
dieses Artikels auf Antrag und auf Ein-
zelfallbasis einen partiellen Zugang zu 
einer reglementierten Berufstätigkeit, 
soweit sich die Berufstätigkeit objektiv 
von anderen im Aufnahmemitgliedstaat 
unter diesen reglementierten Beruf fal-
lenden Tätigkeiten trennen lässt. 

 

  

(2) Der partielle Zugang kann verwei-
gert werden, wenn diese Verweigerung 
durch zwingende Gründe des Allge-
meininteresses gerechtfertigt und ge-
eignet ist, die Erreichung des verfolgten 
Ziels zu gewährleisten und nicht über 
das hinausgeht, was zur Erreichung 
dieses Ziels erforderlich ist. 

 

  

(3) Sobald partieller Zugang gewährt 
worden ist, ist die Berufsbezeichnung in 
deutscher Sprache zu führen. 

 

  

(4) Das jeweils fachlich zuständige Mi-
nisterium wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung weitere Regelungen 
zur Umsetzung des Artikels 4f der 
Richtlinie 2005/36/EG zu treffen.“ 

 

  

10. § 22 wird wie folgt geändert: 
 

 § 22 
Statistik 

 
  (1) Über die Verfahren zur Feststellung der 

Gleichwertigkeit nach diesem Gesetz wird 
eine Landesstatistik geführt. Die Angaben 
hierzu werden vom Landesbetrieb Informa-
tion und Technik Nordrhein-Westfalen - Ge-
schäftsbereich Statistik-erhoben und aufbe-
reitet. 
 

  (2) Die Statistik erfasst jährlich für das vo-
rausgegangene Kalenderjahr folgende Er-
hebungsmerkmale: 
 

  1. Staatsangehörigkeit, Geschlecht, Woh-
nort des Antragstellers, Datum der An-
tragstellung, 
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  2. Ausbildungsstaat, deutscher Referenz-

beruf oder deutsche Referenzausbil-
dung, 

 
  3. Datum der Entscheidung, Gegenstand 

und Art der Entscheidung, und 
 

  4. eingelegte Rechtsbehelfe und Ent-
scheidungen darüber. 

 
  (3) Hilfsmerkmale sind: 

 
  1. Name und Anschrift der Auskunfts-

pflichtigen, und 
 

  2. Name und Telefonnummer sowie Ad-
resse für elektronische Post der für 
Rückfragen zur Verfügung stehenden 
Person. 

 
  (4) Für die Erhebung besteht Auskunfts-

pflicht. Die Angaben nach Absatz 3 Num-
mer 2 sind freiwillig. Auskunftspflichtig sind 
die nach diesem Gesetz und nach anderen 
berufsrechtlichen Gesetzen und Verordnun-
gen für die Verfahren zur Feststellung der 
Gleichwertigkeit zuständigen Stellen. 
 

a) Dem Absatz 5 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
„Zur Erstellung koordinierter Län-
derstatistiken darf der Landesbe-
trieb Information und Technik Nord-
rhein-Westfalen die Daten an das 
Statistische Bundesamt und die 
Statistischen Ämter der Länder 
übermitteln.“ 

 

 (5) Die Angaben sind elektronisch an den 
Landesbetrieb Information und Technik 
Nordrhein-Westfalen - Geschäftsbereich 
Statistik - zu übermitteln. 

  (6) Die Landesregierung wird ermächtigt, 
 

  1. die Erhebung einzelner Merkmale aus-
zusetzen, die Periodizität zu verlängern 
sowie den Kreis der zu Befragenden 
einzuschränken, wenn die Ergebnisse 
nicht mehr oder nicht mehr in der ur-
sprünglich vorgesehenen Ausführlich-
keit oder Häufigkeit benötigt werden; 
und 
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  2. einzelne neue Merkmale einzuführen, 
wenn dies nach dem Zweck der Erhe-
bung erforderlich ist und durch gleich-
zeitige Aussetzung anderer Merkmale 
eine Erweiterung des Erhebungsum-
fangs vermieden wird; nicht eingeführt 
werden können Merkmale, die beson-
dere Arten personenbezogener Daten 
nach § 4 Absatz 3 des Datenschutzge-
setzes NRW betreffen. 

 
  (7) Die Vorschriften des Bundesstatistikge-

setzes finden mit Ausnahme der §§ 23 und 
24 Anwendung. 
 

b) Absatz 8 wird wie folgt gefasst: 
 

  

„(8) An die obersten Landesbehör-
den dürfen zur Verwendung ge-
genüber dem Landtag Nordrhein-
Westfalen, dem Deutschen Bun-
destag und dem Bundesrat für 
Zwecke der kontinuierlichen Be-
obachtung und Evaluation der Ver-
fahren zur Feststellung der Gleich-
wertigkeit nach diesem Gesetz und 
den anderen berufsrechtlichen 
Rechtsvorschriften des Landes 
Nordrhein-Westfalen sowie für Pla-
nungszwecke, jedoch nicht für die 
Regelung von Einzelfällen, vom 
Landesbetrieb Information und 
Technik Nordrhein-Westfalen Ta-
bellen mit statistischen Ergebnis-
sen übermittelt werden, auch so-
weit Tabellenfelder nur einen einzi-
gen Fall ausweisen.“ 
 

 (8) An die obersten Landesbehörden dürfen 
für die Verwendung gegenüber den gesetz-
gebenden Körperschaften und für Zwecke 
der Planung, jedoch nicht für die Regelung 
von Einzelfällen, von Information und Tech-
nik Nordrhein-Westfalen Tabellen mit statis-
tischen Ergebnissen übermittelt werden, 
auch soweit Tabellenfelder nur einen einzi-
gen Fall ausweisen. 
 

   
   
   

Artikel 2 
Gesetz über den Europäischen  

Berufsausweis 
 

  

§ 1 
Europäischer Berufsausweis 

 

  

Der Europäische Berufsausweis ist eine 
elektronische Bescheinigung zum Nachweis 
der Voraussetzungen für die vorübergehen-
de und gelegentliche Erbringung von 
Dienstleistungen oder zum Nachweis der 
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Anerkennung erworbener Berufsqualifikati-
onen für die Niederlassung in einem Auf-
nahmemitgliedstaat.  Er wird für Berufe 
ausgestellt, für die auf Grund von Durchfüh-
rungsrechtsakten der Europäischen Kom-
mission nach Artikel 4a Absatz 7 der Richt-
linie 2005/36/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 7. Septem-
ber 2005 über die Anerkennung von 
Berufsqualifikationen (Abl. L 255 vom 
30.9.2005, S. 22, L 271 vom 16.10.2007,  
S. 18, L 93 vom 4.4.2008, S. 28, L 33 vom 
3.2.2009, S. 49, L 305 vom 24.10.2014,  
S. 115), die zuletzt durch Richtlinie 
2013/55/EU (Abl. L 354 vom 28.12.2013,  
S. 132) geändert worden ist, ein Europäi-
scher Berufsausweis eingeführt ist. 
 

§ 2 
Antragsverfahren 

 

  

(1) Der Europäische Berufsausweis wird auf 
Antrag ausgestellt. Antragsberechtigt sind 
Personen, die ihre Berufsqualifikation in 
einem Mitgliedstaat der Europäischen Union 
oder in einem anderen Vertragsstaat des 
Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum erworben haben oder deren 
Berufsqualifikationsnachweise in einem 
dieser Staaten anerkannt wurden, soweit 
sie ihren Beruf im Land Nordrhein-
Westfalen ausüben oder hier ihren gewöhn-
lichen Aufenthalt haben. 
 

  

(2) Die antragstellende Person hat die 
Wahl, alternativ zur Beantragung eines Eu-
ropäischen Berufsausweises die Dienstleis-
tungserbringung nach den einschlägigen 
Rechtsvorschriften durchzuführen oder für 
die beabsichtigte Niederlassung die Berufs-
anerkennung zu beantragen. Sie kann für 
die Beantragung eines Europäischen Be-
rufsausweises in einer eigenen Datei im 
Binnenmarktinformationssystem ein gesi-
chertes persönliches Konto für die elektro-
nische Einreichung eines Antrags auf einen 
Europäischen Berufsausweis einrichten. 
 

  

(3) Die Beantragung eines Europäischen 
Berufsausweises erfolgt internetgestützt 
über das Binnenmarktinformationssystem. 
In begründeten Ausnahmefällen ist eine 
schriftliche Antragstellung möglich. Dem 
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Antrag sind die in der Durchführungsver-
ordnung (EU) 2015/983 der Kommission 
vom 24. Juni 2015 betreffend das Verfahren 
zur Ausstellung des Europäischen Berufs-
ausweises und die Anwendung des Vor-
warnmechanismus gemäß der Richtlinie 
2005/36/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates (ABl. L 159 vom 25.6.2015, 
S. 27) vorgegebenen Unterlagen beizufü-
gen.  
 
(4) Binnen einer Woche nach Eingang des 
Antrags bestätigt die zuständige Behörde 
des Aufnahmemitgliedstaates der antrag-
stellenden Person den Empfang der Unter-
lagen und teilt ihr mit, welche Unterlagen 
gegebenenfalls noch fehlen. Soweit erfor-
derlich stellt die zuständige Behörde des 
Herkunftsmitgliedstaates alle unterstützen-
den Bescheinigungen aus, die nach dieser 
Richtlinie erforderlich sind. Die zuständige 
Behörde des Herkunftsmitgliedstaates 
überprüft, ob die antragstellende Person 
rechtmäßig niedergelassen ist und ob alle 
notwendigen Dokumente, die ausgestellt 
wurden, gültig und echt sind. Bestehen be-
gründete Zweifel über die eingereichten 
Unterlagen, kann die zuständige Behörde 
des Herkunftsmitgliedstaates von der aus-
stellenden Stelle oder von der antragstel-
lenden Person beglaubigte Kopien verlan-
gen. Stellt die antragstellende Person er-
neut einen Antrag, ist die zuständige Be-
hörde des Herkunfts- oder des Aufnah-
memitgliedstaates verpflichtet, auf die be-
reits in der Datei des Binnenmarktinformati-
onssystems enthaltenen Angaben zurück-
zugreifen, soweit sie noch gültig sind. 
 

  

§ 3 
Niederlassung und  

Dienstleistungserbringung 
 

  

(1) Ist eine Dienstleistungserbringung in 
einem anderen Mitgliedstaat beabsichtigt, 
prüft die zuständige Behörde des Her-
kunftsmitgliedstaates den Antrag und die in 
der Datei des Binnenmarktinformationssys-
tems hinterlegten Unterlagen und stellt den 
Europäischen Berufsausweis für die  
vorübergehende und gelegentliche Erbrin-
gung von Dienstleistungen aus. Dies gilt nur 
für Berufe, die nicht die öffentliche Gesund-
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heit oder Sicherheit berühren und nicht un-
ter die automatische Anerkennung fallen. 
Die zuständige Behörde des Herkunftsmit-
gliedstaates stellt den Europäischen Be-
rufsausweis innerhalb von drei Wochen aus. 
Die Frist beginnt nach § 2 Absatz 3 mit dem 
Eingang der fehlenden Unterlagen oder, 
wenn keine Unterlagen fehlen, nach Ablauf 
einer Woche nach Eingang des Antrags. 
Anschließend informiert die zuständige Be-
hörde des Herkunftsmitgliedstaates die zu-
ständige Behörde des anderen Mitgliedstaa-
tes, in deren Zuständigkeitsbereich die 
Dienstleistung erbracht werden soll, und die 
antragstellende Person. Die Inhaberin oder 
der Inhaber des Europäischen Berufsaus-
weises ist verpflichtet, die zuständige Be-
hörde des Herkunftsmitgliedstaates über 
wesentliche Änderungen der in der Datei 
des Binnenmarktinformationssystems ge-
speicherten Daten zu informieren. Dazu 
gehört insbesondere, wenn die Inhaberin 
oder der Inhaber des Berufsausweises die 
Dienstleistung in einem anderen oder meh-
reren anderen Mitgliedstaaten erbringen will 
oder wenn die Dienstleistungen über einen 
Zeitraum von 18 Monaten hinaus erbracht 
werden sollen. In diesem Fall übermittelt die 
zuständige Behörde des Herkunftsmitglied-
staates der oder den zuständigen Behörden 
der betroffenen Mitgliedstaaten den aktuali-
sierten Europäischen Berufsausweis. Soll 
die Dienstleistungserbringung im Geltungs-
bereich dieses Gesetzes erbracht werden, 
darf die zuständige Behörde des aufneh-
menden Staates während der folgenden  
18 Monate keine weitere Meldung nach 
Artikel 7 der Richtlinie 2005/36/EG verlan-
gen.  
 
(2) Bei einer beabsichtigten Niederlassung 
in einem anderen Mitgliedstaat oder bei 
einer Dienstleistungserbringung, die unter 
Artikel 7 Absatz 4 der Richtlinie 2005/36/EG 
fällt, prüft die zuständige Behörde des Her-
kunftsmitgliedstaates innerhalb eines Mo-
nats die in der Datei des Binnenmarktinfor-
mationssystems gespeicherten Unterlagen. 
Diese Frist beginnt nach § 2 Absatz 3 mit 
dem Eingang der fehlenden Unterlagen 
oder, wenn keine Unterlagen fehlen, nach 
Ablauf einer Woche nach Eingang des  
Antrags. Die zuständige Behörde des  
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Herkunftsmitgliedstaates übermittelt den 
Antrag auf Ausstellung des Berufsauswei-
ses dann der zuständigen Behörde  
des Aufnahmemitgliedstaates und informiert 
die antragstellende Person über den  
Verfahrensstand. Anfragen von einer zu-
ständigen Behörde des aufnehmenden 
Staates nach weiteren Informationen oder 
nach beglaubigten Kopien sind von der zu-
ständigen Behörde des Herkunftsmitglied-
staates innerhalb von zwei Wochen zu be-
antworten. 
 
(3) Ist die Niederlassung oder die Dienst-
leistungserbringung im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes beabsichtigt, entscheidet 
die zuständige Behörde des aufnehmenden 
Staates bei Ausbildungen, die der automati-
schen Anerkennung nach Artikel 21 der 
Richtlinie 2005/36/EG unterliegen, bei Aus-
bildungen auf der Grundlage eines gemein-
samen Ausbildungsrahmens nach Artikel 
49a der Richtlinie 2005/36/EG oder auf 
Grund gemeinsamer Ausbildungsprüfungen 
nach Artikel 49b der Richtlinie 2005/36/EG 
innerhalb eines Monats nach Eingang des 
von der zuständigen Behörde des Her-
kunftsmitgliedstaates übermittelten Antrags 
über die Ausstellung eines Europäischen 
Berufsausweises. Bei begründeten Zweifeln 
kann sie über die Monatsfrist nach Satz 1 
hinaus weitere Informationen oder beglau-
bigte Kopien von der zuständigen Behörde 
des Herkunftsmitgliedstaates anfordern. Die 
Frist verlängert sich in diesem Fall um zwei 
Wochen und kann einmal erneut um zwei 
Wochen verlängert werden, sofern dies ins-
besondere aus Gründen im Zusammenhang 
mit der öffentlichen Gesundheit oder der 
Sicherheit der Dienstleistungsempfängerin-
nen und Dienstleistungsempfänger unbe-
dingt notwendig ist. Die zuständige Behörde 
informiert die antragstellende Person hier-
über. 
 

  

(4) Ist die Niederlassung oder die Dienst-
leistungserbringung im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes beabsichtigt und unterliegt 
die Ausbildung nicht der automatischen 
Anerkennung nach der Richtlinie 
2005/36/EG und kann ein Europäischer 
Berufsausweis nicht ausgestellt werden, 
weil die in einem anderen Mitgliedstaat ab-
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solvierte Ausbildung sich von der deutschen 
Ausbildung wesentlich unterscheidet, ent-
scheidet die zuständige Behörde des auf-
nehmenden Staates innerhalb von zwei 
Monaten nach Eingang des von der zustän-
digen Behörde des Herkunftsmitgliedstaates 
übermittelten Antrags über Ausgleichsmaß-
nahmen. Bei begründeten Zweifeln kann die 
zuständige Behörde des aufnehmenden 
Staates von der zuständigen Behörde des 
Herkunftsmitgliedstaates weitere Informati-
onen oder beglaubigte Kopien über Ausbil-
dungsnachweise anfordern. Die Frist ver-
längert sich in diesem Fall um zwei Wochen 
und kann, einmal erneut um zwei Wochen 
verlängert werden, sofern dies insbesonde-
re aus Gründen der öffentlichen Gesundheit 
oder der Sicherheit der Dienstleistungsemp-
fängerinnen und Dienstleistungsempfänger 
notwendig ist. Die zuständige Behörde des 
aufnehmenden Staates informiert die an-
tragstellende Person hierüber. 
 

§ 4 
Verwaltungsverfahren;  

zuständige Behörde 
 

  

(1) Bei Berufen, welche die öffentliche Ge-
sundheit oder Sicherheit berühren und bei 
denen, die unter die automatische Anerken-
nung fallen, trifft die zuständige Behörde 
des aufnehmenden Staates die Entschei-
dung über die Ausstellung des Europäi-
schen Berufsausweises. Erhält die zustän-
dige Behörde des aufnehmenden Staates 
die erforderlichen Informationen für die 
Ausstellung des Europäischen Berufsaus-
weises nicht, ist der Antrag abzulehnen. 
Trifft die zuständige Behörde des aufneh-
menden Staates keine Entscheidung inner-
halb der Fristen nach § 3 Absatz 2 und 3 
oder erfolgt für die beantragte Dienstleis-
tungserbringung keine Überprüfung der 
Berufsqualifikation, gilt der Europäische 
Berufsausweis als ausgestellt. Er wird in 
diesem Fall automatisch über das Binnen-
marktinformationssystem der antragstellen-
den Person übermittelt. 
 

  

(2) Der Europäische Berufsausweis ist so 
lange gültig, wie dessen Inhaberin oder In-
haber das Recht behält, auf der Grundlage 
der in der Datei des Binnenmarktinformati-
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onssystems enthaltenen Dokumente und 
Informationen tätig zu sein. 
 
(3) Die zuständigen Behörden der Her-
kunfts- und Aufnahmemitgliedstaaten spei-
chern Entscheidungen über den Entzug 
einer Erlaubnis zur Führung der Berufsbe-
zeichnung in der entsprechenden Datei des 
Binnenmarktinformationssystems. Zu den 
Angaben gehören 
 

  

1. die Staatsangehörigkeit, 
 

  

2. der betroffene Beruf, 
 

  

3. Informationen über die zuständige Be-
hörde oder das Gericht, das eine Be-
schränkung oder Untersagung der Be-
rufsausübung getroffen hat, 

 

  

4. den Umfang der Beschränkung oder 
Untersagung und 

 

  

5. den Zeitraum, für den die Beschrän-
kung oder Untersagung gilt. 

 

  

Über die Eintragungen sind die betroffene 
Inhaberin oder der betroffene Inhaber des 
Europäischen Berufsausweises und die 
Behörden, die Zugang zur Datei des Bin-
nenmarktinformationssystems haben, zu 
informieren. Informationen, die nicht mehr 
benötigt werden, sind zu löschen. Die Ver-
pflichtung, Vorwarnungen nach Artikel 56a 
der Richtlinie 2005/36/EG auszusprechen, 
wird hiervon nicht berührt. 
 

  

(4) Auf Antrag informiert die zuständige Be-
hörde des Herkunfts- und des Aufnah-
memitgliedstaates die Inhaberin oder den 
Inhaber eines Europäischen Berufsauswei-
ses über den Inhalt der Datei des Binnen-
marktinformationssystems. Die Inhaberin 
oder der Inhaber eines Europäischen Be-
rufsausweises sind jederzeit berechtigt, von 
der zuständigen Behörde des Herkunfts- 
oder des Aufnahmemitgliedstaates die Be-
richtigung unrichtiger oder unvollständiger 
Daten oder die Löschung und Sperrung der 
entsprechenden Datei des Binnenmarktin-
formationssystems zu verlangen, ohne dass 
der Inhaberin oder dem Inhaber hierdurch 
Kosten entstehen. Die zuständige Behörde 
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informiert die Inhaberin oder den Inhaber 
über dieses Recht zum Zeitpunkt der Aus-
stellung des Ausweises und danach alle 
zwei Jahre. Wurde der Antrag nach § 2 Ab-
satz 2 internetgestützt über das Binnen-
marktinformationssystems gestellt, erfolgt 
die Information alle zwei Jahre automatisch 
über das Binnenmarktinformationssystems. 
Artikel 4e Absatz 5 Unterabsatz 2 der Richt-
linie 2005/36/EG ist zu beachten. 
 
(5) Das jeweils fachlich zuständige Ministe-
rium wird ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung die zuständige Behörde zu bestim-
men. 
 

  

§ 5 
Inkrafttreten, Berichtspflicht 

 

  

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Ver-
kündung in Kraft. Die Landesregierung  
berichtet dem Landtag bis zum 31. Dezem-
ber 2020 über die Auswirkungen dieses 
Gesetzes. 
 

  

   
   
   

Artikel 3 
Änderung des Gesundheitsfachberufe-

gesetzes NRW 
 

  
Gesetz über die Berufsausübung der 

Gesundheitsfachberufe 
(Gesundheitsfachberufegesetz NRW - 

GBerG) 
 

Das Gesundheitsfachberufegesetz NRW 
vom 18. Dezember 2014 (GV. NRW.  
S. 930) wird wie folgt geändert: 
 

  

1. § 2 wird wie folgt geändert: 
 

 § 2 
Dienstleistungsfreiheit 

 
a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt ge-

ändert: 
 

  

aa) In Nummer 1 werden die 
Wörter „EU-Mitgliedstaaten 
oder Vertragsstaaten der EU“ 
durch die Wörter „Mitglied-
staaten der Europäischen 
Union und anderen Vertrags-
staaten des Abkommens 
über den Europäischen Wirt-
schaftsraum“ ersetzt. 

 (1) Antragstellende Personen aus  
EU-Mitgliedstaaten oder Vertragsstaaten 
der EU sind berechtigt, vorübergehend oder 
gelegentlich Dienstleistungen in einem lan-
desrechtlich geregelten Gesundheitsfachbe-
ruf zu erbringen, wenn die antragstellende 
Person 
 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 16. Wahlperiode Drucksache 16/10308 

 
 

29 

 1. zur Ausübung desselben Berufs recht-
mäßig in einem anderen Mitgliedstaat 
oder Vertragsstaat der EU niedergelas-
sen ist oder 

 
bb) In Nummer 2 werden die 

Wörter „zwei Jahre“ durch die 
Wörter „ein Jahr“ ersetzt.  

 

 2. diesen Beruf mindestens zwei Jahre in 
Vollzeit während der vorhergehenden 
zehn Jahre dort ausgeübt hat und der 
Beruf dort nicht reglementiert ist und 

 
  3. die deutsche Sprache im Bereich der 

allgemeinen Umgangssprache und die 
erforderliche Fachsprache in Wort und 
Schrift ausreichend beherrscht. 

 
In die Beurteilung des Antrages sind die 
Dauer, Häufigkeit, regelmäßige Wiederkehr 
und Kontinuität der Dienstleistung einzube-
ziehen. 
 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 

  

„(2) Die Berechtigung nach Ab-
satz 1 besteht nicht, wenn die Vo-
raussetzungen einer Rücknahme 
oder eines Widerrufs der Erlaubnis 
zur Führung der Berufsbezeich-
nung vorliegen, weil die betreffen-
de Person 

 

 (2) Dienstleistende aus anderen  
EU-Mitgliedstaaten oder Vertragsstaaten 
der EU unterliegen den gesetzlichen Best-
immungen wie vergleichbare deutsche Be-
rufsangehörige. 

1. sich eines Verhaltens schuldig 
gemacht hat, aus dem sich die 
Unzuverlässigkeit zur Aus-
übung des Berufs ergibt, oder 

 

  

2. in gesundheitlicher Hinsicht 
zur Ausübung des Berufs un-
geeignet ist oder nicht über die 
für die Ausübung der Berufstä-
tigkeit erforderlichen Kenntnis-
se der deutschen Sprache ver-
fügt.“ 

 

  

c) Die folgenden Absätze 3 und 4 
werden angefügt: 

 

  

„(3) Wer im Sinne des Absatzes 1 
Dienstleistungen erbringen will, hat 
dies der zuständigen Behörde vor-
her zu melden. Die Meldung hat 
schriftlich zu erfolgen. Sie ist ein-
mal jährlich zu erneuern, wenn der 
Dienstleister beabsichtigt, während 
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des betreffenden Jahres vorüber-
gehend und gelegentlich Dienst-
leistungen im Geltungsbereich die-
ses Gesetzes zu erbringen. Ein in 
einem anderen Land gemeldeter 
Dienstleister ist berechtigt, seine 
Dienstleistungen auch im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes zu 
erbringen. Gleiches gilt für Dritt-
staaten und Drittstaatenangehöri-
ge, soweit sich hinsichtlich der An-
erkennung von Ausbildungsnach-
weisen nach dem Recht der Euro-
päischen Gemeinschaften eine 
Gleichstellung ergibt. 

 
(4) Das für das Gesundheitswesen 
zuständige Ministerium kann die 
zuständige Behörde durch Rechts-
verordnung bestimmen.“ 

 

  

2. Nach § 3 Satz 1 werden folgende Sätze 
eingefügt: 

 

 § 3 
Prüfung der Sprachkenntnisse 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
„Satz 1 findet auch Anwendung für die 
Ausstellung eines Europäischen Be-
rufsausweises. Die Überprüfungen der 
Sprachkenntnisse dürfen erst nach 
Ausstellung eines Europäischen Be-
rufsausweises beziehungsweise nach 
der Anerkennung der Berufsqualifikati-
on vorgenommen werden. Über das 
Ergebnis der Sprachprüfung erteilt die 
zuständige Behörde der antragstellen-
den Person einen rechtsmittelfähigen 
Bescheid. Werden keine ausreichenden  
Kenntnisse der deutschen Sprache in 
Wort und Schrift in den Bereichen Um-
gangs- und Fachsprache nachgewie-
sen, sind die Gründe dafür im Bescheid 
näher zu erläutern.“ 

 

 Die Erlaubnis zur Führung der Berufsbe-
zeichnung nach den bundes- und landes-
rechtlichen Aus- und Weiterbildungsrege-
lungen wird erteilt, wenn die antragstellende 
Person die Voraussetzungen nach den Be-
rufsgesetzen erfüllt und die deutsche Spra-
che im Bereich der allgemeinen Umgangs-
sprache und der erforderlichen Fachspra-
che in Wort und Schrift ausreichend be-
herrscht. Das für das Gesundheitswesen 
zuständige Ministerium wird ermächtigt, das 
Nähere zur Prüfung der Sprachkenntnisse 
bei den Gesundheitsfachberufen, insbeson-
dere zu den Inhalten, zum Sprachniveau 
und zum zeitlichen Umfang durch Rechts-
verordnung zu bestimmen. 
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3. § 4 wird wie folgt geändert: 
 

  

a) Die Überschrift wird wie folgt ge-
fasst: 

 

  

„§ 4 
Fortbildung und  
Berufsordnung“. 

 

 § 4 
Fortbildung 

b) Der Wortlaut wird Absatz 1. 
 

 Eine Fortbildungspflicht besteht gemäß Arti-
kel 22 Buchstabe b Richtlinie 2005/36/EG 
des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 7. September 2005 über die Aner-
kennung von Berufsqualifikationen  
(Abl. L 255 vom 30.9.2005, S. 22) für Ge-
sundheits- und Krankenpflegerinnen und 
Gesundheits- und Krankenpfleger. Das für 
das Gesundheitswesen zuständige Ministe-
rium wird ermächtigt, das Nähere zur Fort-
bildung, insbesondere zu den Inhalten, zur 
Dauer und zum Zeitabstand durch Rechts-
verordnung zu bestimmen. 
 

c) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 
 

  

„(2) Das für Gesundheit zuständige 
Ministerium wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung die Berufspflich-
ten der Angehörigen der Gesund-
heitsfachberufe zu regeln. Zu den 
Berufspflichten gehört die Pflicht 
zur gewissenhaften Berufsaus-
übung, zur Anfertigung von Auf-
zeichnungen über die im Rahmen 
der Berufsausübung getroffenen 
Maßnahmen, zur beruflichen Fort-
bildung und zur Durchführung von 
qualitätssichernden Maßnahmen. 
Die Rechtsverordnung kann weite-
re Berufspflichten regeln, insbe-
sondere, soweit es für den einzel-
nen Gesundheitsfachberuf in Be-
tracht kommt, hinsichtlich 

 

  

1. der Einhaltung der Schweige-
pflicht, 

 

  

2. der Einhaltung der Vorschriften 
über den Datenschutz, 

 

  

3. der Werbung, 
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4. des beruflichen Verhaltens ge-
genüber anderen Berufsange-
hörigen und der Zusammenar-
beit zwischen Berufsangehöri-
gen und Angehörigen anderer 
Berufe, 

 

  

5. der Aufbewahrung der Auf-
zeichnungen und 

 

  

6. der Maßnahmen bei Verstö-
ßen gegen die Berufspflich-
ten.“ 

 

  

   
   
   

Artikel 4 
Änderung des  

Landesaltenpflegegesetzes 
 

  
Gesetz zur Durchführung des  

Altenpflegegesetzes und zur Ausbildung 
in der Altenpflegehilfe 

(Landesaltenpflegegesetz - AltPflG NRW) 
 

Das Landesaltenpflegegesetzes vom  
27. Juni 2006 (GV. NRW. S. 290), das zu-
letzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom  
18. Dezember 2014 (GV. NRW. S. 930) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 

  

1. § 1 wird wie folgt gefasst: 
 

 § 1 
Zuständigkeit 

 
„Das für Gesundheitswesen zuständige 
Ministerium wird ermächtigt, nach An-
hörung des zuständigen Ausschusses 
des Landtags durch Rechtsverordnung 
die zuständige Behörde für die Durch-
führung des Altenpflegegesetzes, der 
Altenpflegehilfeausbildung und des Be-
rufsanerkennungsverfahrens zu re-
geln.“ 
 

 Zuständige Behörde für die Durchführung 
des Altenpflegegesetzes (AltPflG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom  
25. August 2003 (BGBl. I S. 1690) in der 
jeweils geltenden Fassung ist die Bezirks-
regierung. Zuständige Behörde für die Um-
setzung des Gesetzes zur Regelung der 
Berufsanerkennung für nichtakademische 
Heilberufe nach der Richtlinie 2005/36/EG 
und für Drittstaatenangehörige (Berufsaner-
kennungsdurchführungsgesetz – Berufs-
anDG-NRW) ist die Bezirksregierung. Ihr 
wird auch die Zuständigkeit für die Verfol-
gung und Ahndung von Ordnungswidrigkei-
ten nach § 27 AltPflG übertragen. 
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  § 6 
Ausbildung in der Altenpflegehilfe 

 
2. § 6 Absatz 1 wird aufgehoben. 
 

 (1) Die Bezirksregierung ist zuständige Be-
hörde für die Durchführung der Altenpflege-
hilfeausbildung. 
 

  (2) Die Berufsbezeichnungen „staatlich an-
erkannte Altenpflegehelferin“ und „staatlich 
anerkannter Altenpflegehelfer“ dürfen nur 
Personen führen, denen die Erlaubnis dazu 
erteilt worden ist. 
 

  (3) Die Ausbildung in der Altenpflegehilfe 
soll die Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertig-
keiten vermitteln, die für eine qualifizierte 
Betreuung und Pflege alter Menschen in 
stabilen Pflegesituationen unter Anleitung 
einer Pflegefachkraft erforderlich sind. 
 

  (4) Die Ausbildung dauert zwölf Monate und 
schließt mit einer Prüfung ab. Sie umfasst 
den theoretischen und praktischen Unter-
richt mit mindestens 750 Stunden und die 
praktische Ausbildung mit mindestens 900 
Stunden. Die Ausbildung kann auch in Teil-
zeitform mit einer Höchstdauer von zwei 
Jahren durchgeführt werden. 
 

  (5) Das für die Altenpflegeausbildung zu-
ständige Ministerium wird ermächtigt, nach 
Anhörung des zuständigen Landtagsaus-
schusses durch Rechtsverordnung die Zu-
gangsvoraussetzungen, die Anrechnung 
anderer Ausbildungen und Tätigkeiten auf 
die Ausbildungen, die Mindestanforderun-
gen an die Ausbildung, das Nähere über die 
Zulassung zur Prüfung und deren Durchfüh-
rung sowie die Urkunde für die Erlaubnis 
nach Absatz 1, ferner das Nähere hinsicht-
lich der Anerkennung von Unterbrechungs- 
und Fehlzeiten auf die Dauer der Ausbil-
dung und der Anerkennung der Fachsemi-
nare für die bedarfsgerechte Durchführung 
der Altenpflegehilfeausbildung zu regeln. 
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Artikel 5 
Gesetz zur Bildung Einheitlicher An-

sprechpartner in Nordrhein-Westfalen 
(EA-Gesetz NRW)1 

 

  

§ 1 
Anwendungsbereich 

 

  

(1) Einheitliche Ansprechpartner nach Arti-
kel 6 der Richtlinie 2006/123/EG des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 
12. Dezember 2006 über Dienstleistungen 
im Binnenmarkt (ABl. L 376 vom 
27.12.2006, S. 36) sind einheitliche Stellen 
im Sinne der §§ 71a bis 71e des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 12. November 1999 
(GV. NRW. S. 602) in der jeweils geltenden 
Fassung. 
 

  

(2) Dieses Gesetz gilt für alle Aufgaben, die 
nach bestehenden und zukünftigen Rechts-
akten der Europäischen Union von einem 
Einheitlichen Ansprechpartner nach Artikel 
6 der Richtlinie 2006/123/EG zu erbringen 
sind. 
 

  

§ 2  
Zuständigkeit und Aufsicht 

 

  

(1) Die Funktion des Einheitlichen An-
sprechpartners wird durch die Bezirksregie-
rung Detmold wahrgenommen.  
 

  

(2) Die Fachaufsicht über den Einheitlichen 
Ansprechpartner führt das für Wirtschaft 
zuständige Ministerium. 
 

  

  

                                                
1
 Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2006/123/EG und der Richtlinie 2005/36/EG des Europäi-

schen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006 über Dienstleistungen im Binnenmarkt (ABl. L 376 
vom 27.12.2006, S. 36) und der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. Sep-
tember 2005 über die Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABl. L 255 vom 30.9.2005, S. 22, L 271 vom 
16.10.2007, S. 18, L 93 vom 4.4.2008, S. 28, L 33 vom 3.2.2009, S. 49, L 305 vom 24.10.2014, S. 115), die zuletzt 
durch die Richtlinie 2013/55/EU (ABl. L 354 vom 28.12.2013,  S. 132) geändert worden ist. 
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§ 3 
Gebühren und Auslagen 

 

  

Der Einheitliche Ansprechpartner erhebt für 
seine Tätigkeit weder Gebühren noch Aus-
lagen von der antragsstellenden oder aus-
kunftssuchenden Person. 
 

  

§ 4 
Elektronische Verfahrensabwicklung, 

Informationsbereitstellung und  
Datensicherheit 

 

  

(1) Der Einheitliche Ansprechpartner nutzt 
und betreibt ein Internetportal zur Informati-
onsbereitstellung und elektronischen Ver-
fahrensabwicklung. Dieses enthält ein elekt-
ronisches Antragsannahme- und Antrags-
verwaltungssystem, das die Entgegenahme 
der Anzeigen, Anträge, Willenserklärungen 
und Unterlagen sowie deren Weiterleitung 
an die zuständigen Fachbehörden und Stel-
len ermöglicht. Die zuständigen Fachbehör-
den sind verpflichtet, ihre darin enthaltenen 
Daten einzupflegen und regelmäßig auf 
Richtigkeit und Vollständigkeit zu prüfen. 
Die Zuständigkeit der Fachbehörde folgt 
aus den jeweiligen Fachgesetzen. 
 

  

(2) Den Einheitlichen Ansprechpartner trifft 
eine umfassende Dokumentationspflicht 
hinsichtlich des Eingangs von Anzeigen, 
Anträgen, Willenserklärungen und Unterla-
gen sowie deren Weiterleitung an die zu-
ständigen Fachbehörden und Stellen und 
des Eingangs von Mitteilungen sowie deren 
Weitergabe, sodass ein Nachweis im Ver-
waltungsverfahren geführt werden kann. Zu 
diesem Zweck und soweit es zur Erfüllung 
der in der Zuständigkeit des Einheitlichen 
Ansprechpartners liegenden übrigen Aufga-
ben erforderlich ist, darf er die bei ihm ein-
gegangen personenbezogenen Daten 
längstens bis zum Ablauf von fünf Jahren 
nach Abschluss des Verwaltungsverfahrens 
verarbeiten. 
 

  

(3) Soweit die qualifizierte oder dienstleis-
tungserbringende Person den Einheitlichen 
Ansprechpartner zur Verfahrensabwicklung 
in Anspruch nimmt, können Rechte nach 
dem Datenschutzgesetz Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
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chung vom 9. Juni 2000 (GV. NRW.  
S. 542), das zuletzt durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 2. Juni 2015 (GV. NRW. S. 482) 
geändert worden ist, auch gegenüber dem 
Einheitlichen Ansprechpartner geltend ge-
macht werden. Dies gilt unabhängig davon, 
wer im Einzelfall für die Verarbeitung der 
betreffenden Daten verantwortlich ist. Der 
Einheitliche Ansprechpartner leitet den An-
trag an die jeweilige zuständige Stelle wei-
ter und setzt die Nutzer in Kenntnis. Auf ihr 
Verlangen sind die Auskünfte der zuständi-
gen Stelle über den Einheitlichen An-
sprechpartner abzuwickeln. 
 
(4) Das Zusammenwirken zwischen dem 
Einheitlichen Ansprechpartner und den zu-
ständigen Fachbehörden und Stellen, ins-
besondere die Weiterleitung der Antragsda-
ten, Dokumente, Bescheide und Informatio-
nen zu den jeweiligen Verfahrensständen, 
erfolgt grundsätzlich entweder durch Daten-
übertragung mittels elektronischer Daten-
schnittstelle oder durch die Nutzung des 
elektronischen Antragsannahme- und An-
tragsverwaltungssystems des Einheitlichen 
Ansprechpartners. 
 

  

(5) Der Einheitliche Ansprechpartner hat 
dem jeweiligen Stand der Technik entspre-
chende Maßnahmen zur Sicherstellung der 
Datensicherheit zu treffen, die insbesondere 
die Vertraulichkeit und Unversehrtheit der 
Daten gewährleisten. 
 

  

§ 5 
Mitteilungspflichten  

 

  

(1) Sofern Antragstellerinnen und Antrag-
steller ein Verfahren über den Einheitlichen 
Ansprechpartner abwickeln und eine Ge-
nehmigung erhalten haben, haben sie die-
sen unverzüglich über folgende Änderungen 
zu informieren: 
 

  

1. Änderungen der Situation, die dazu 
führen, dass die Voraussetzungen für 
die Erteilung der Genehmigung nicht 
mehr erfüllt sind oder 

 

  

2. die Gründung von Tochtergesellschaf-
ten, deren Tätigkeiten der Genehmi-
gungsregelung unterworfen sind. 
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(2) Der Einheitliche Ansprechpartner ist  
dazu verpflichtet, die nach Absatz 1 erlang-
ten Informationen unverzüglich an die zu-
ständigen Fachbehörden weiterzuleiten. 
 

  

§ 6  
Verordnungsermächtigung 

 

  

Das für Wirtschaft zuständige Ministerium 
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
 

  

1.  im Einvernehmen mit dem für Inneres 
zuständigen Ministerium die techni-
schen Anforderungen für das Verfahren 
der Datenübermittlung zwischen dem 
Einheitlichen Ansprechpartner und den 
zuständigen Fachbehörden zu bestim-
men und 

 

  

2.  zur Ausführung von Bundesrecht, das 
in den Anwendungsbereich der Richtli-
nien 2006/123/EG und 2005/36/EG des 
Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 7. September 2005 über die 
Anerkennung von Berufsqualifikationen 
(ABl. L 255 vom 30.9.2005, S. 22,  
L 271 vom 16.10.2007, S. 18, L 93 vom 
4.4.2008, S. 28, L 33 vom 3.2.2009,  
S. 49, L 305 vom 24.10.2014, S. 115), 
die zuletzt durch die Richtlinie 
2013/55/EU (ABl. L 354 vom 
28.12.2013, S. 132) geändert worden 
ist, fällt, die Geltung der §§ 71a bis 71e 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom  
12. November 1999 (GV. NRW.  
S. 602), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 20. Mai 2014  
(GV. NRW. S. 294) geändert worden 
ist, sowie Entscheidungsfristen anzu-
ordnen. 

 

  

§ 7 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten,  

Berichtspflicht 
 

  

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2016 in 
Kraft. Gleichzeitig tritt das Gesetz zur Bil-
dung Einheitlicher Ansprechpartner in Nord-
rhein-Westfalen vom 8. Dezember 2009 
(GV. NRW. S. 748) außer Kraft.  
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(2) Die Landesregierung berichtet dem 
Landtag erstmalig bis zum 31. Dezem-
ber 2018 und danach alle fünf Jahre über 
die Auswirkungen dieses Gesetzes. 
 

  

   
   
   

Artikel 6 
Änderung des Heilberufsgesetzes 

 

  
Heilberufsgesetz (HeilBerG) 

Das Heilberufsgesetz  vom 9. Mai 2000 
(GV. NRW. S. 403), das zuletzt durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 30. April 2013  
(GV. NRW. S. 202) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 
 

  

1. § 6 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt ge-
ändert: 

 

 § 6 

  (1) Aufgaben der Kammern sind: 
 

  1. den öffentlichen Gesundheitsdienst und 
öffentlichen Veterinärdienst bei der Er-
füllung ihrer Aufgaben zu unterstützen, 
insbesondere in allen die Heilberufe 
und die Heilkunde betreffenden Fragen 
Vorschläge zu unterbreiten, 

 
  2. auf Verlangen der Aufsichtsbehörden 

Stellungnahmen abzugeben sowie auf 
Verlangen der zuständigen Behörden 
Fachgutachten zu erstatten und Sach-
verständige zu benennen, 

 
  3. einen ärztlichen und zahnärztlichen 

Notfalldienst in den sprechstunden-
freien Zeiten sicherzustellen und be-
kannt zu machen, 

 
  4. die berufliche Fortbildung der Kammer-

angehörigen zu fördern und zu betrei-
ben, um dazu beizutragen, dass die für 
die Berufsausübung erforderlichen 
Kenntnisse, Fertigkeiten und Fähigkei-
ten der Kammerangehörigen für das 
gesamte Berufsleben dem aktuellen 
Stand der Wissenschaft und Praxis 
entsprechen, die Weiterbildung nach 
Maßgabe dieses Gesetzes zu regeln 
sowie fachliche Qualifikationen zu be-
scheinigen; die Kammern sind berech-
tigt, Daten über die Nachweise von 
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Fort- und Weiterbildung sowie fachliche 
Qualifikationen fortlaufend zu erfassen, 

 
  5. die Qualitätssicherung im Gesundheits- 

und im Veterinärwesen zu fördern und 
zu betreiben - insbesondere Zertifizie-
rungen vorzunehmen - und mit den Be-
teiligten abzustimmen, 

 
  6. für die Erhaltung eines hoch stehenden 

Berufsstandes zu sorgen und die Erfül-
lung der Berufspflichten der Kammer-
angehörigen zu überwachen sowie die 
notwendigen Maßnahmen zur Beseiti-
gung berufsrechtswidriger Zustände zu 
treffen; hierzu können sie auch belas-
tende Verwaltungsakte erlassen, 

 
  7. die beruflichen Belange der Kammer-

angehörigen wahrzunehmen, 
 

  8. für ein gedeihliches Verhältnis der 
Kammerangehörigen untereinander zu 
sorgen und Streitigkeiten zwischen 
Kammerangehörigen sowie zwischen 
ihnen und Dritten, die aus der Berufs-
ausübung entstanden sind, zu schlich-
ten, soweit nicht andere Stellen zustän-
dig sind, 

 
  9. die Errichtung von Stellen zur Begut-

achtung von Behandlungsfehlern, so-
weit nicht im Einzelfall mit Zustimmung 
der Aufsichtsbehörden davon abgese-
hen werden kann, 

 
  10. Fürsorgeeinrichtungen und mit Geneh-

migung der Aufsichtsbehörden Versor-
gungseinrichtungen aufgrund einer be-
sonderen Satzung für die Kammeran-
gehörigen und ihre Familienmitglieder 
zu schaffen, 

 
  11. an Kammerangehörige Heilberufsaus-

weise auszugeben und ihnen sonstige 
Bescheinigungen auszustellen. Sie 
nehmen für Kammerangehörige und, 
soweit sie einen Berufsausweis benöti-
gen, für die bei ihnen tätigen berufsmä-
ßigen Gehilfen die Aufgaben  
nach § 291 a Abs. 5 a Satz 1 Nr. 1 und 
2 SBG V wahr; dazu legen sie gegen-
über den Zertifizierungsdiensteanbie-
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tern die Anforderungen fest und ge-
währleisten durch geeignete Maßnah-
men deren Einhaltung, 

 
a) Nach Nummer 11 wird folgende 

Nummer 12 eingefügt: 
 

  

„12. an Kammerangehörige und 
Dienstleistende auf Antrag den Eu-
ropäischen  Berufsausweis auszu-
stellen oder zu aktualisieren, so-
weit dieser aufgrund von Durchfüh-
rungsrechtsakten der Europäi-
schen Kommission nach Artikel 4 a 
Absatz 7 der Richtlinie 2005/36/EG 
für Weiterbildungsbezeichnungen 
eingeführt ist. Das Nähere regelt 
das Gesetz über den Europäischen 

Berufsausweis vom einsetzen: 
Ausfertigungsdatum und Fundstelle 
des Gesetzes über den Europäi-

schen Berufsausweis, “. 
 

  

b) Die bisherigen Nummern 12 und 
13 werden die Nummern 13 und 
14. 

 

 12. die Kammerangehörigen und die Öf-
fentlichkeit über ihre Tätigkeit und be-
rufsbezogene Themen zu informieren, 

 
  13. die durch Gesetz zugewiesenen Aufga-

ben im Bereich der Berufsbildung 
wahrzunehmen; die Apothekerkam-
mern können sich an der Ausbildung 
der pharmazeutisch-technischen Assis-
tentinnen und Assistenten beteiligen. 

 
2. § 39 Absatz 7 wird wie folgt gefasst: 
 

 § 39 

  (1) Die Anerkennung nach § 35 Abs. 1 ist 
bei der Kammer zu beantragen. Diese ent-
scheidet über den Antrag aufgrund einer 
Prüfung, in der Inhalt, Umfang und Ergebnis 
der durchlaufenen Weiterbildungsabschnitte 
nachzuweisen und die erworbenen Kennt-
nisse mündlich darzulegen sind. 
 

  (2) Die Prüfung wird von einem bei der 
Kammer zu bildenden Ausschuss durchge-
führt. Bei Bedarf sind mehrere Prüfungs-
ausschüsse zu bilden. Jedem Ausschuss 
gehören mindestens drei von der Kammer 
zu bestimmende Mitglieder an. Die Auf-
sichtsbehörde kann ein weiteres Mitglied 
bestimmen; die Prüfung kann auch bei des-
sen Abwesenheit durchgeführt werden. 
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  (3) Die Prüfung dient der Feststellung, ob 

die Antragstellerin oder der Antragsteller in 
der Weiterbildung auf dem gewählten Ge-
biet, Teilgebiet oder Bereich (§ 33) die als 
Voraussetzung für die Anerkennung vorge-
schriebenen besonderen oder zusätzlichen 
Kenntnisse erworben hat. 
 

  (4) Die Zulassung zur Prüfung setzt voraus, 
dass die ordnungsgemäße Weiterbildung 
durch Zeugnisse nachgewiesen wird. Zur 
Feststellung des Prüfungsergebnisses hat 
der Prüfungsausschuss sowohl Inhalt, Um-
fang und Ergebnis der vorgelegten Zeug-
nisse über die einzelnen durchlaufenen 
Weiterbildungsabschnitte als auch die von 
der Antragstellerin oder dem Antragsteller 
mündlich dargelegten Kenntnisse zu beur-
teilen. 
 

  (5) Das Nähere über die Prüfung bestim-
men die Kammern in der Weiterbildungs-
ordnung. 
 

  (6) Wird die Prüfung nicht erfolgreich abge-
schlossen, so kann der Ausschuss die vor-
geschriebene Weiterbildungszeit verlängern 
und besondere Anforderungen an die Wei-
terbildung stellen. Die Prüfung kann im Üb-
rigen mehrmals wiederholt werden. Der 
Ausschuss kann anstelle einer Verlänge-
rung der Weiterbildungszeit den Prüfling 
verpflichten, den Nachweis über einzelne 
noch zu erwerbende Kenntnisse, Erfahrun-
gen oder Fertigkeiten zu führen. 
 

„(7) Eine nicht abgeschlossene Weiter-
bildung kann unter vollständiger oder 
teilweiser Anrechnung der bisher abge-
leisteten Weiterbildungszeiten nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes abge-
schlossen werden. Über die Anrech-
nung entscheidet die zuständige Kam-
mer.“ 
 

 (7) Wer in einem von § 36 und § 37 abwei-
chenden Weiterbildungsgang eine Weiter-
bildung abgeschlossen hat, erhält auf An-
trag die Anerkennung, wenn die Weiterbil-
dung gleichwertig ist. Eine nicht gleichwerti-
ge oder nicht abgeschlossene Weiterbil-
dung kann unter vollständiger oder teilwei-
ser Anrechnung der bisher abgeleisteten 
Weiterbildungszeiten nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes abgeschlossen werden. 
Über die Anrechnung entscheidet die zu-
ständige Kammer. 
 

  (8) Die Verfahren nach den Absätzen 1 und 
7 können für Tierärztinnen und Tierärzte 
über eine einheitliche Stelle nach den Vor-
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schriften des Verwaltungsverfahrensgeset-
zes abgewickelt werden. Über den Antrag 
entscheidet die Kammer innerhalb einer 
Frist von sechs Monaten. Abweichende 
Entscheidungsfristen kann die Kammer mit 
Zustimmung der Aufsichtsbehörde in einer 
vorab öffentlich bekannt zu machenden 
Fristenregelung festsetzen. § 42a Absatz 2 
Satz 2 bis 4 des Verwaltungsverfahrensge-
setzesgilt entsprechend. 
 

3. § 40 wird wie folgt gefasst: 
 

  

„§ 40 
 

 § 40 

(1) Personen mit einem fachbezogenen 
Diplom, einem Prüfungszeugnis oder 
einem sonstigen fachlichen Weiterbil-
dungsnachweis, die nach dem Recht 
der Europäischen Union automatisch 
anerkannt werden oder einer solchen 
Anerkennung gleichstehen, erhalten auf 
Antrag die entsprechende Anerkennung 
nach § 35 Absatz 1 Satz 1. Ein Dritt-
staatsdiplom über eine abgeschlossene 
Weiterbildung, das in einem anderen 
europäischen Staat anerkannt wurde, 
steht der Anerkennung nach Satz 1 
gleich, wenn eine dreijährige Tätigkeit 
in dem jeweiligen Gebiet, Teilgebiet 
oder Bereich im Hoheitsgebiet des 
Staates, der die Weiterbildung aner-
kannt hat, durch diesen bescheinigt 
wird. Eine Anerkennung erhält auch, 
wer einen Weiterbildungsnachweis aus 
einem Drittstaat besitzt, wenn die 
Gleichwertigkeit der Weiterbildung ge-
geben ist. 

 

 (1) Staatsangehörige eines europäischen 
Staates mit einem fachbezogenen Diplom, 
einem Prüfungszeugnis oder einem sonsti-
gen fachlichen Weiterbildungsnachweis, die 
nach dem Recht der Europäischen Union 
automatisch anerkannt werden oder einer 
solchen Anerkennung gleichstehen, erhal-
ten auf Antrag die entsprechende Anerken-
nung nach § 35 Abs. 1 Satz 1. 

(2) Ist die im Ausland abgeschlossene 
Weiterbildung nicht nach Absatz 1 an-
erkannt oder gleichwertig, hat die an-
tragstellende Person einen Anpas-
sungslehrgang oder eine Eignungsprü-
fung nach Artikel 14 der Richtlinie 
2005/36/EG und § 15 Absatz 1  
des Berufsqualifikationsfeststellungs-
gesetzes NRW vom 28. Mai 2013  
(GV. NRW. S. 272), das zuletzt durch  

Artikel 1 des Gesetzes vom einsetzen: 
Ausfertigungsdatum und Fundstelle des 
Gesetzes zur Umsetzung europarecht-
licher Vorgaben für die Anerkennung 

 (2) Staatsangehörige eines europäischen 
Staates haben unter den Voraussetzungen 
des Absatzes 3 einen höchstens dreijähri-
gen Anpassungslehrgang zu absolvieren 
oder eine Eignungsprüfung unter Berück-
sichtigung von Artikel 3 Abs. 1 Buchstabe h) 
der Richtlinie 2005/36/EG abzulegen  
(Anpassungsmaßnahmen), wenn die Dauer 
ihrer Weiterbildung mindestens ein Jahr 
unter der von der Kammer festgesetzten 
Weiterbildungszeit liegt oder sich die Inhalte 
der Weiterbildung wesentlich von denen der 
durch die Kammer bestimmte Weiterbildung 
unterscheiden. Bei der Entscheidung über 
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von ausländischen Berufsqualifikatio-

nen in Nordrhein-Westfalen geändert 
worden ist, abzuleisten. Vor der Ent-
scheidung über eine Anpassungsmaß-
nahme ist zunächst zu prüfen, ob die 
von der antragstellenden Person im 
Rahmen ihrer Berufspraxis oder durch 
lebenslanges Lernen erworbenen und 
formell als gültig anerkannten Kennt-
nisse, Fähigkeiten und Kompetenzen 
den wesentlichen Unterschied ganz 
oder teilweise ausgleichen können. 

 

eine Anpassungsmaßnahme ist zu prüfen, 
ob die von der Antrag stellenden Person bei 
ihrer beruflichen Tätigkeit erworbenen 
Kenntnisse den wesentlichen Unterschied 
ganz oder teilweise ausgleichen können. 

(3) Das Verfahren der Anerkennung ei-
ner im Ausland absolvierten Weiterbil-
dung richtet sich nach den Bestimmun-
gen des Berufsqualifikationsfeststel-
lungsgesetzes NRW. 

 

 (3) Zwischen den Anpassungsmaßnahmen 
können Staatsangehörige eines europäi-
schen Staates wählen, 
 
a) die eine Weiterbildung in einem europä-

ischen Staat abgeschlossen haben, die 
nach dem Recht der Europäischen 
Union nicht automatisch anerkannt ist 
oder einer solchen Anerkennung nicht 
gleichsteht, 

 
  b) die in einem Drittland eine Weiterbil-

dung, die durch einen anderen europäi-
schen Staat anerkannt worden ist, ab-
geschlossen haben, wenn eine dreijäh-
rige Tätigkeit in dem jeweiligen Gebiet, 
Teilgebiet oder Bereich im Hoheitsge-
biet des Staates, der die Weiterbildung 
anerkannt hat, durch diesen beschei-
nigt wird, oder 

 
  c) wenn sie die Anforderungen an die er-

worbenen Rechte nach dem Recht der 
Europäischen Union deshalb nicht er-
füllen, weil die erforderliche Berufspra-
xis nicht nachgewiesen wird. 

 
  Abweichend vom Grundsatz der freien Wahl 

nach Satz 1 müssen Ärztinnen und Ärzte 
sowie Zahnärztinnen und Zahnärzte eine 
Eignungsprüfung ablegen. 
 

  (4) Erfüllt eine Weiterbildung die Kriterien 
einer gemeinsamen Plattform im Sinne von 
Artikel 15 Abs. 1 der Richtlinie 2005/36/EG, 
ist auf Ausgleichsmaßnahmen zu verzich-
ten. 
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  (5) Die Kammer bestätigt innerhalb eines 
Monats den Eingang des Antrags und der 
Unterlagen und teilt mit, welche Unterlagen 
fehlen. Entscheidungen nach Absatz 1 sind 
spätestens innerhalb von drei Monaten und 
Entscheidungen nach den Absätzen 2 und 3 
innerhalb von vier Monaten zu treffen, wenn 
die Antragsunterlagen vollständig sind. 
 

(4) Die Kammer teilt der zuständigen 
Behörde eines anderen europäischen 
Staates auf Ersuchen die Daten mit, die 
für die Zulassung als Fachärztin oder 
Facharzt und für die Zulassung als 
Fachzahnärztin oder Fachzahnarzt er-
forderlich sind und bestätigt gegebe-
nenfalls, dass die Mindestanforderun-
gen an die Weiterbildung nach dem 
Recht der Europäischen Union erfüllt 
sind. Die Kammer darf Auskünfte nach 
Satz 1 von der zuständigen Behörde 
eines anderen europäischen Staates 
einholen, wenn sie berechtigte Zweifel 
an der Richtigkeit der Angaben der an-
tragstellenden Person hat.“  

 

 (6) Die Kammer teilt der zuständigen Be-
hörde eines anderen europäischen Staates 
auf Ersuchen die Daten mit, die für die Zu-
lassung als Fachärztin oder Facharzt und 
für die Zulassung als Fachzahnärztin oder 
Fachzahnarzt erforderlich sind und bestätigt 
gegebenenfalls, dass die Mindestanforde-
rungen an die Weiterbildung nach dem 
Recht der Europäischen Union erfüllt sind. 
Die Kammer darf Auskünfte nach Satz 1 
von der zuständigen Behörde eines ande-
ren europäischen Staates einholen, wenn 
sie berechtigte Zweifel an der Richtigkeit 
der Angaben der Antrag stellenden Person 
hat. 

4. § 45 wird wie folgt geändert: 
 

 § 45 

  (1) Die Weiterbildung nach § 36 Abs. 7 um-
fasst insbesondere die Vertiefung der 
Kenntnisse und Fähigkeiten in der Verhü-
tung, Erkennung und Behandlung von 
Krankheiten, Körperschäden und Leiden 
einschließlich der Wechselbeziehungen 
zwischen Mensch und Umwelt und ge-
schlechtsspezifischer Unterschiede sowie in 
den notwendigen Maßnahmen der Rehabili-
tation. 
 

  (2) Die Weiterbildung kann, soweit das 
Recht der Europäischen Union nicht entge-
gensteht, ganz oder teilweise bei ermächtig-
ten niedergelassenen Ärztinnen und Ärzten 
durchgeführt werden. 
 

a) Nach Absatz 2 wird folgender Ab-
satz 3 eingefügt: 

 

  

„(3) Befreiungen für Teilbereiche 
ärztlicher Weiterbildungen, die be-
reits im Rahmen einer anderen 
fachärztlichen Weiterbildung absol-
viert wurden, dürfen höchstens bis 
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zur Hälfte der Mindestdauer der 
jeweiligen fachärztlichen Weiterbil-
dung gewährt werden, sofern be-
reits die frühere fachärztliche Wei-
terbildung in einem europäischen 
Staat abgeschlossen wurde. Über 
die Befreiung entscheidet die zu-
ständige Kammer im Einzelfall.“ 
 

b) Der bisherige Absatz 3 wird  
Absatz 4. 

 

 (3) Die Zulassung einer Krankenhausabtei-
lung als Weiterbildungsstätte nach § 37 
Abs. 1 setzt voraus, dass 
 

  1. Patientinnen und Patienten in so aus-
reichender Zahl und Art behandelt wer-
den, dass die Weiterzubildenden die 
Möglichkeit haben, sich mit den typi-
schen Krankheiten des Gebiets oder 
Teilgebiets, auf das sich die Bezeich-
nung nach § 33 bezieht, vertraut zu 
machen, 

 
  2. Personal und Ausstattung vorhanden 

sind, die den Erfordernissen der medi-
zinischen Entwicklung Rechnung tra-
gen und 

 
  3. regelmäßig Konsiliartätigkeit ausgeübt 

wird. 
 

  Dies gilt sinngemäß auch für alle anderen 
Weiterbildungsstätten. Zur allgemeinmedi-
zinischen Weiterbildung können mehrere 
Krankenhäuser und Krankenhausabteilun-
gen auch gemeinsam als Weiterbildungs-
stätte zugelassen werden. 
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Artikel 7 
Änderung des Sozialberufe-

Anerkennungsgesetz 
 

  
Gesetz über die staatliche Anerkennung 
von Sozialarbeiterinnen und Sozialarbei-
tern, Sozialpädagoginnen und Sozialpä-
dagogen, Kindheitspädagoginnen und 

Kindheitspädagogen sowie Heilpädago-
ginnen und Heilpädagogen 

(Sozialberufe-Anerkennungsgesetz - 
SobAG) 

 
Das Sozialberufe-Anerkennungsgesetzes 
vom 5. Mai 2015 (GV. NRW. S. 441) wird 
wie folgt geändert: 
 

  

1. § 1 Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 
 

 § 1 
Staatliche Anerkennung und  

Berufsbezeichnung 
 

  (1) Ein erfolgreich beendetes Studium mit 
dem inhaltlichen Gegenstand Soziale Arbeit 
an einer staatlichen oder staatlich aner-
kannten Hochschule im Land Nordrhein-
Westfalen führt zugleich zur staatlichen An-
erkennung als Sozialpädagogin oder Sozi-
alpädagoge, Sozialarbeiterin oder Sozialar-
beiter oder Sozialpädagogin und Sozialar-
beiterin oder Sozialpädagoge und Sozialar-
beiter, sofern die Voraussetzungen des § 2 
erfüllt sind. 
 

  (2) Ein erfolgreich beendetes Studium mit 
dem inhaltlichen Gegenstand Kindheitspä-
dagogik an einer staatlichen oder staatlich 
anerkannten Hochschule im Land Nord-
rhein-Westfalen führt zugleich zur staatli-
chen Anerkennung als Kindheitspädagogin 
oder Kindheitspädagoge, sofern die Vo-
raussetzungen des § 3 erfüllt sind. 
 

  (3) Ein erfolgreich beendetes Studium mit 
dem inhaltlichen Gegenstand Heilpädagogik 
an einer staatlichen oder staatlich aner-
kannten Hochschule im Land Nordrhein-
Westfalen führt zugleich zur staatlichen An-
erkennung als Heilpädagogin oder Heilpä-
dagoge, sofern die Voraussetzungen des  
§ 4 erfüllt sind. 
 

„(4) Die staatliche Anerkennung wird 
von der Hochschule mit einer eigenen 
Urkunde ausgesprochen und berechtigt 
zum Führen der Berufsbezeichnung 
„staatlich anerkannte Sozialpädagogin“ 

 (4) Die staatliche Anerkennung wird von der 
Hochschule mit einer eigenen Urkunde 
ausgesprochen und berechtigt zum Führen 
der Berufsbezeichnung „staatlich anerkann-
te Sozialpädagogin“ oder „staatlich aner-
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oder „staatlich anerkannter Sozialpäda-
goge“, „staatlich anerkannte Sozialar-
beiterin“ oder „staatlich anerkannter 
Sozialarbeiter“, „staatlich anerkannte 
Sozialpädagogin und Sozialarbeiterin“ 
oder „staatlich anerkannter Sozialpäda-
goge und Sozialarbeiter“, „staatlich an-
erkannte Kindheitspädagogin“ oder 
„staatlich anerkannter Kindheitspäda-
goge“ oder „staatlich anerkannte Heil-
pädagogin“ oder „staatlich anerkannter 
Heilpädagoge“. 

 

kannter Sozialpädagoge“, „staatlich aner-
kannte Sozialarbeiterin“ oder „staatlich an-
erkannter Sozialarbeiter“, „staatlich aner-
kannte Sozialpädagogin und Sozialarbeite-
rin“ oder „staatlich anerkannter Sozialpäda-
goge und Sozialarbeiter“ oder „staatlich 
anerkannte Kindheitspädagogin“ oder 
„staatlich anerkannter Kindheitspädagoge“. 
 

  (5) Die staatliche Anerkennung ist zu versa-
gen, wenn Erkenntnisse vorliegen, die auf 
eine fehlende fachliche oder persönliche 
Eignung schließen lassen. Eine Verurteilung 
wegen einer in § 72a Absatz 1 des  
Achten Buches Sozialgesetzbuch – Kinder 
und Jugendhilfe – in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 11. September 2012 
 (BGBl. I S. 2022), das zuletzt durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 29. August 2013 
(BGBl. I S. 3464) geändert worden ist, ge-
nannten Straftat führt zwingend zu einer 
Versagung nach Satz 1. Die Hochschule hat 
die staatliche Anerkennung auch aufzuhe-
ben, wenn einer Absolventin oder einem 
Absolventen der Studienabschluss, der 
Grundlage für die staatliche Anerkennung 
war, aberkannt wird. 
 

  (6) Bei Widerruf oder Rücknahme der staat-
lichen Anerkennung ist die gemäß Absatz 4 
ausgestellte Urkunde durch die ausstellen-
de Hochschule einzuziehen. 
 

  (7) Die Vorschriften über die Rücknahme 
oder den Widerruf nach dem Verwaltungs-
verfahrensgesetz für das Land  
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 12. November 1999 
(GV. NRW. S. 602) in der jeweils geltenden 
Fassung bleiben unberührt. 
 

2. § 3 Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 
 

 § 3 
Berufsrechtliche Eignung eines Studien-

gangs der Kindheitspädagogik 
 

  Ein Studiengang der Kindheitspädagogik 
qualifiziert für die Arbeit als Kindheitspäda-
gogin oder Kindheitspädagoge, wenn er 
 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=2378&vd_back=N602&sg=0&menu=1
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  1. nach einer Regelstudienzeit von min-
destens sechs Semestern oder mindes-
tens 180 ECTS-Punkten mit dem Grad 
eines Bachelor of Arts abschließt; 

 
  2. einen studienintegrierten oder post-

gradual im Anschluss an das Studium 
abzuleistenden Praxisanteil von min-
destens 100 Arbeitstagen vorsieht, der 
an geeigneten Praktikumsstellen unter 
Anleitung einer Fachkraft absolviert und 
von Lehrkräften der Hochschule betreut 
wird. Über die Eignung der Praktikums-
stellen entscheidet die Hochschule. Für 
Studierende mit dem Abschluss einer 
Ausbildung zur Erzieherin beziehungs-
weise zum Erzieher kann die Hoch-
schule einen geringeren zeitlichen Um-
fang des Praxisanteils festsetzen; 

 
  3. die Bildung, Erziehung und Betreuung 

von Kindern bis zu 14 Jahren zum Ge-
genstand hat und einen Schwerpunkt 
auf Kinder bis zum Alter von sechs Jah-
ren setzt; 

 
„4. die Voraussetzungen des Beschlus-
ses der Jugend- und Familienminister-
konferenz vom 26./27. Mai 2011 über 
die staatliche Anerkennung 
(https://jfmk.de/pub2011/TOP_7.2_Staa
tliche_Anerkennung_von_Bachelorab-
schluessen.pdf) sowie eventueller 
Folgebeschlüsse zur staatlichen Aner-
kennung als Kindheitspädagogin oder 
Kindheitspädagogen erfüllt und bei der 
Vermittlung von Kenntnissen und Fer-
tigkeiten die einschlägigen, in Nord-
rhein-Westfalen gültigen Rechtsvor-
schriften berücksichtigt und“. 

 

 4. die Voraussetzungen des Beschlusses 
der Jugend- und Familienministerkonfe-
renz vom 26./27. Mai 2011 über die 
staatliche Anerkennung 
(http://jfmk.de/pub2011/TOP_7.2_Staatl
iche_Anerkennung_von_Bachelorabsch
luessen.pdf) sowie eventueller Folge-
beschlüsse zur staatlichen Anerken-
nung als Kindheitspädagogin oder 
Kindheitspädagogen erfüllt und bei der 
Vermittlung von Kenntnissen und Fer-
tigkeiten die einschlägigen, in Nord-
rhein-Westfalen gültigen Rechtsvor-
schriften berücksichtigt und 

  5. eine kritische Reflexion erworbenen 
Fachwissens unter den Bedingungen 
angeleiteter Praxis ermöglicht. 
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Artikel 8 
Inkrafttreten 

 

  

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Ab-
sätze 2 und 3 am Tag nach der Verkündung 
in Kraft.  
 

  

(2) Artikel 1 Nummer 7 tritt mit Wirkung vom 
1. Januar 2015 in Kraft.  
 

  

(3) Artikel 5 tritt am 1. Januar 2016 in Kraft. 
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Begründung 
 
 
A Allgemeines  
 
Anlass für den Entwurf eines Änderungsgesetzes zum Berufsqualifikationsfeststellungsge-
setz NRW ist die Richtlinie 2013/55/EU zur Änderung der Richtlinie 2005/36/EG über die 
Anerkennung von Berufsqualifikationen. Diese Richtlinie führt den Europäischen Berufsaus-
weis ein und ändert einige Verfahrensvorgaben, die im BQFG NRW anzupassen sind.  
 
 
B Im Einzelnen 
 
Begründung zu Artikel 1 
 
Zu 1. 
Aus Gründen der Rechtsklarheit wird mit § 3 Absatz 7 eine Definition des Begriffes der „zu-
ständigen Stellen“ aufgenommen. Während sowohl die Richtlinie 2005/36/EG als auch die 
EU-Durchführungsverordnung 2015/983 zum Europäischen Berufsausweis und zum Vor-
warnmechanismus zumeist den Begriff „Behörden“ verwendet, wird im BQFG durchgängig 
der Begriff „Stellen“ verwendet. Damit wird dem Umstand Rechnung getragen, dass einzelne 
Zuständigkeiten beispielsweise von Kammern wahrgenommen werden. Abweichende Fest-
legungen des Fachrechtes bleiben unberührt. 
 
 
Zu 2. 
In § 4 Absatz 2 Nummer 3 wird die Aufzählung um den Begriff der „sonstigen nachgewiese-
nen einschlägigen Qualifikationen“ ergänzt. Damit wird die Vorgabe der Richtlinie umgesetzt, 
dass künftig bei der Bewertung von Berufsqualifikationen nicht nur die einschlägigen Befähi-
gungsnachweise zu berücksichtigen sind, sondern darüber hinausgehend auch solche Ele-
mente eines von der Europäischen Kommission so genannten „lebenslangen Lernens“, die 
geeignet sind, die Berufsqualifikation herzustellen oder zu verbessern. Hierzu gehören auch 
nonformale Qualifikationen. 
 
 
Zu 3. 
Zu Buchstabe a) 
§ 5 Absatz 2 Satz 1 sieht nunmehr vor, dass die Unterlagen nach Absatz 1 Nummer 2 bis 4 
als Originale oder Kopien vorgelegt werden müssen, wobei es sich bei Kopien grundsätzlich 
um beglaubigte Kopien handeln muss. Dies unterstreicht zum einen, dass innerhalb eines 
Verfahrens regelmäßig die beglaubigte Unterlagen vorzulegen sind, aber durchaus Abwei-
chungen vorstellbar sind, wenn diese geboten erscheinen. Insofern korrespondiert die Ände-
rung mit der Regelung des Absatzes 3 und unterstreicht diese. 
 
Zu Buchstabe b) 
Durch die Änderung soll eine höhere Flexibilität des Gesetzes im Hinblick auf künftige Ent-
wicklungen im Zusammenhang mit dem Abschluss weiterer oder dem Wegfall geschlossener 
Abkommen geschaffen werden. Derzeit ist die Schweiz ein durch Abkommen gleichgestellter 
Staat im Sinne des Gesetzes. 
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Zu 4. 
Aus Artikel 57 Absatz 1 der Richtlinie erfolgt die Verpflichtung, im Bereich der reglementier-
ten Berufe einen Einheitlichen Ansprechpartner zwecks Vereinfachung des Verfahrens vor-
zusehen. Der neue § 6 Absatz 6 führt darüber hinaus den Einheitlichen Ansprechpartner 
auch für nicht reglementierte Berufe ein und umfasst auch die mögliche Antragstellung für 
Angehörige von Drittstaaten. Die Formvorschriften dieses Gesetzes, aber auch die Ausnah-
metatbestände, sind dadurch aber nicht betroffen. Der Einheitliche Ansprechpartner fungiert 
insoweit als Bindeglied zwischen den Antragstellenden und den zuständigen Stellen. Die 
Verfahrensvorschriften dafür sind in § 71a ff. des Verwaltungsverfahrensgesetzes Nordrhein-
Westfalen (VwVfG NRW) geregelt. Die Gleichwertigkeitsprüfung der ausländischen Berufs-
qualifikation mit dem deutschen Referenzberuf obliegt weiterhin der zuständigen Stelle. 
 
 
Zu 5. 
In § 9 Absatz 2 Nummer 3 wird die Aufzählung um den Begriff der „sonstigen nachgewiese-
nen einschlägigen Qualifikationen“ ergänzt. Damit wird die Vorgabe der Richtlinie umgesetzt, 
dass künftig in Bezug auf reglementierte Berufe bei der Bewertung von Berufsqualifikationen 
nicht nur die einschlägigen Befähigungsnachweise zu berücksichtigen sind, sondern darüber 
hinausgehend auch solche Elemente eines von der Europäischen Kommission so genannten 
„lebenslangen Lernens“, die geeignet sind, die Berufsqualifikation herzustellen oder zu ver-
bessern. Hierzu gehören auch nonformale Qualifikationen. 
 
 
Zu 6. 
Der neue § 11 Absatz 4 setzt die Verpflichtung aus Artikel 14 Absatz 7 der Richtlinie um, 
auferlegte Eignungsprüfungen innerhalb von sechs Monaten nach dem entsprechenden Be-
scheid zu ermöglichen. Da den Antragstellenden grundsätzlich die Wahlmöglichkeit zwi-
schen einer Eignungsprüfung oder einem Anpassungslehrgang offensteht (Artikel 14  
Absatz 2 der Richtlinie), muss der Fristbeginn folgerichtig von ihrer Entscheidung für eine 
Eignungsprüfung abhängen, soweit ihnen diese Wahl tatsächlich verbleibt. Andernfalls droht 
die Gefahr, dass die Antragstellenden sich erst kurz vor Ablauf der Frist für die Eignungsprü-
fung entscheiden und dann nicht mehr genug Zeit zur Vorbereitung und Durchführung der 
Prüfung verbleibt. Dies steht mit europäischem Recht in Einklang, da die Richtlinie in Artikel 
14 Absatz 7 nur bestimmt, dass die Eignungsprüfung innerhalb von sechs Monaten nach der 
Entscheidung den Antragstellenden eine solche Prüfung aufzuerlegen ermöglicht werden 
muss. Entsprechend scheint es unproblematisch, dass auch erst dann die sechsmonatige 
Frist beginnt.  
 
Die Bekanntgabe der Entscheidung der Antragstellenden ist an keine bestimmte Form ge-
bunden und muss der zuständigen Stelle zugehen. Wie schon bisher ist auch keine Frist für 
die Ausübung des Wahlrechts vorgesehen: Die Antragstellenden sollen ausreichend Zeit 
haben, die Rahmenbedingungen für ihre Wahl zwischen Anpassungslehrgang und Eig-
nungsprüfung zu ermitteln und sich - gegebenenfalls schon vor Bekanntgabe seiner Ent-
scheidung - auf die Eignungsprüfung vorzubereiten.  
 
Entsprechend der Zielrichtung des BQFG, möglichst gleiche Verfahren für Antragstellende 
aus der Europäischen Union und aus Drittstaaten vorzusehen, wird hier bezüglich dieser 
beiden Personenkreise keine Unterscheidung gemacht. Die neue Frist gilt daher für alle An-
erkennungsverfahren zu reglementierten Berufen. 
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Zu 7.  
Zu Buchstabe a) 
§ 12 Absatz 2 Satz 1 sieht nunmehr vor, dass die Unterlagen nach Absatz 1 Nummer 2 bis 6 
als Originale oder Kopien vorgelegt werden müssen, wobei es sich bei Kopien grundsätzlich 
um beglaubigte Kopien handeln muss. Dies unterstreicht zum einen, dass innerhalb eines 
Verfahrens regelmäßig die beglaubigte Unterlagen vorzulegen sind, aber durchaus Abwei-
chungen vorstellbar sind, wenn diese geboten erscheinen. Insofern korrespondiert die Ände-
rung mit der Regelung des Absatzes 3 und unterstreicht diese. 
 
Zu Buchstabe b) 
Der neue § 12 Absatz 3 Satz 2 sieht künftig als Regelfall die elektronische Übermittlung aller 
Unterlagen durch staatliche Stellen aus Staaten vor, die am Binnenmarkt-
Informationssystem (im Folgenden IMI) der Europäischen Union partizipieren. Auch von ei-
nem anderen Mitgliedstaat bereits anerkannte Ausbildungsnachweise aus Drittstaaten nach 
Artikel 3 Absatz 3 der Berufsanerkennungsrichtlinie sind davon erfasst. Die Vorschrift setzt 
damit Artikel 57a Absatz 1 Satz 1 der Richtlinie um, nach der sicherzustellen ist, dass alle 
Verfahren und Formalitäten, die die unter diese Richtlinie fallenden Angelegenheiten betref-
fen, leicht aus der Ferne und elektronisch über den jeweiligen einheitlichen Ansprechpartner 
oder die jeweiligen zuständigen Stellen abgewickelt werden können. Über das IMI können 
zuständige Stellen Informationen elektronisch mit automatischer Übersetzung austauschen 
oder auf gespeicherte Informationen zugreifen, wodurch eine einfache Überprüfung von Do-
kumenten und Qualifikationen möglich wird. Teilnehmer sind neben den Staaten der Europä-
ischen Union die anderen Vertragsstaaten des Europäischen Wirtschaftsraumes  
(Island, Liechtenstein und Norwegen). Da das IMI in Anwendung der  
EU-Berufsanerkennungsrichtlinie 2005/36/EG nur für reglementierte Berufe eingerichtet ist, 
wird die elektronische Übermittlung nur für den Bereich der reglementierten Berufe und nur 
bezogen auf die Staaten eröffnet, die an IMI angeschlossen sind.  
 
§ 12 Absatz 3 Satz 3 regelt in Anlehnung an Artikel 57a Absatz 1 Satz 2, dass sich die zu-
ständige Stelle im Falle begründeter Zweifel an der Echtheit der Unterlagen sowohl an die 
zuständige Stelle des Ausbildungsstaates wenden als auch die Antragstellerin oder den An-
tragsteller auffordern kann, beglaubigte Kopien vorzulegen.  
 
§ 12 Absatz 3 Satz 4, nach dem die Aufforderung zur Vorlage von beglaubigten Kopien nicht 
den Fristablauf nach § 13 Absatz 3 hemmt, dient der Beschleunigung und der Gewährleis-
tung der Effektivität des Anerkennungsverfahrens.  
 
Zu Buchstabe c) 
Durch die Änderung des § 12 Absatz 4 Satz 2 soll eine höhere Flexibilität des Gesetzes im 
Hinblick auf künftige Entwicklungen im Zusammenhang mit dem Abschluss weiterer oder 
dem Wegfall geschlossener Abkommen geschaffen werden. Derzeit ist die Schweiz ein 
durch Abkommen gleichgestellter Staat im Sinne des Gesetzes. 
 
Zu Buchstabe d) 
Die Aufhebung des § 12 Absatz 5 Satz 2 ist redaktioneller Natur und resultiert aus der Er-
gänzung der des § 12 Absatz 3 durch Satz 2 bis 4. 
 
Zu Buchstabe e) 
Durch die Änderung des § 12 Absatz 6 Satz 3 soll eine höhere Flexibilität des Gesetzes im 
Hinblick auf künftige Entwicklungen im Zusammenhang mit dem Abschluss weiterer oder 
dem Wegfall geschlossener Abkommen geschaffen werden. Derzeit ist die Schweiz ein 
durch Abkommen gleichgestellter Staat im Sinne des Gesetzes. 
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Zu 8. 
Zu Buchstabe a) 
Durch die Änderung des § 13 Absatz 3 Satz 4 soll eine höhere Flexibilität des Gesetzes im 
Hinblick auf künftige Entwicklungen im Zusammenhang mit dem Abschluss weiterer oder 
dem Wegfall geschlossener Abkommen geschaffen werden. Derzeit ist die Schweiz ein 
durch Abkommen gleichgestellter Staat im Sinne des Gesetzes. 
 
Zu Buchstabe b) 
Der neue § 13 Absatz 8 setzt die Verpflichtung aus Artikel 57 Absatz 1 der Richtlinie um, 
einen einheitlichen Ansprechpartner zwecks Vereinfachung des Verfahrens vorzusehen. Er 
fungiert als Bindeglied zwischen den  antragstellenden Personen und den zuständigen Stel-
len. Die Verfahrensvorschriften dafür sind in § 71a ff. des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) geregelt. Die Gleichwertigkeitsprüfung der ausländi-
schen Berufsqualifikation mit dem deutschen Referenzberuf obliegt weiterhin der zuständi-
gen Stelle. Die Regelung wird aber auf den gesamten Anwendungsbereich des Gesetzes 
ausgedehnt und umfasst somit auch die mögliche Antragstellung für Angehörige von Dritt-
staaten. Die Formvorschriften dieses Gesetzes, aber auch die Ausnahmetatbestände, sind 
dadurch aber nicht betroffen. 
 
 
Zu 9. 
Mit § 13a wird das neue Instrument des Vorwarnmechanismus umgesetzt. Im Gegensatz 
zum Europäischen Berufsausweis ist der Vorwarnmechanismus der Eingriffsverwaltung zu-
zurechnen. Aus Gründen der Transparenz und der Rechtsklarheit wird deshalb nicht lediglich 
auf Artikel 56a der Richtlinie verwiesen, sondern es werden ins Einzelne gehende Regelun-
gen getroffen. Dieses Instrument umfasst zurzeit gemäß Artikel 56a Absatz 1 der Richtlinie 
viele Gesundheitsberufe, Erzieher(innen) sowie Architekt(inn)en (vgl. Artikel 56a Absatz 1 
Buchstabe j in Verbindung mit Artikel 23 Absätze 3 bis 5), auf die in Absatz 1 verwiesen 
wird. Auf Grund der Vielzahl an Berufen bot es sich an, eine generelle Regelung in das 
BQFG aufzunehmen, auf die im Fachrecht jeweils Bezug genommen werden kann. Dies 
erscheint schon deshalb erforderlich, weil keineswegs ausgeschlossen werden kann, dass 
dieser Vorwarnmechanismus von der Europäischen Kommission auch auf andere Berufe 
ausgedehnt werden wird. Vor allem aber ist die Regelung im BQFG geboten, weil die in Arti-
kel 56a Absatz 3 der Richtlinie 2013/55/EU enthaltene Bestimmung über den Umgang mit 
Personen, die versucht haben, sich mit Hilfe von gefälschten Berufsqualifikationsnachweisen 
eine Berufsanerkennung zu verschaffen, nach Interpretation der Europäischen Kommission 
eine generelle, also für alle reglementierten Berufe geltende Regelung enthält und sich nicht 
lediglich auf den in Absatz 1 genannten Personenkreis bezieht, so dass sie generell umzu-
setzen ist. Dafür bietet sich das BQFG an, auf das im Fachrecht Bezug genommen werden 
kann. Zuständige Stelle im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 ist die jeweils für die Untersagung 
oder Beschränkung der Berufsausübung oder die für die Gerichtsentscheidung originär zu-
ständige Stelle. 
 
Absatz 1 Satz 3 dient der Umsetzung von Artikel 56a Absatz 2 der Richtlinie 2013/55/EU. 
 
In Anerkennung der besonders hohen Schutzbedürftigkeit gerade bei Patienten war im 
Rahmen des Absatz 2 deren Schutz gegen das Interesse jener Personen abzuwägen, die 
durch die Auslösung des Vorwarnmechanismus in ihrer beruflichen Existenz betroffen sein 
können. Die Abwägung räumt den schutzbedürftigen Personen den Vorrang vor dem Inte-
resse der Berufsangehörigen an einer unberührten beruflichen Existenz ein. Um diesen Zu-
stand nur solange wie unbedingt erforderlich bestehen zu lassen verpflichtet Artikel 56a Ab-
satz 5 der Richtlinie 2013/55/EU die zuständigen Behörden dazu, unverzüglich die zuständi-
gen Behörden aller Mitgliedstaaten und der Länder zu unterrichten, wenn die Geltungsdauer 
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einer Untersagung oder Beschränkung nach Artikel 56a Absatz 1 der Richtlinie 2013/55/EU 
abgelaufen ist. Die Länder wurden in den Gesetzestext zur Klarstellung aufgenommen, dass 
der Vorwarnmechanismus nur Sinn macht, wenn sich auch die zuständigen Stellen in 
Deutschland über die entsprechende Handlungen unterrichten. Im Rahmen der Unterrich-
tung hat die zuständige Behörde auch das Datum des Ablaufs der Maßnahme und gegebe-
nenfalls spätere Änderungen dieses Datums anzugeben. Zugleich ist die betroffene Person 
über ihre Rechte gemäß Absatz 2 zu informieren. Die zuständigen Behörden der Mitglied-
staaten und in den Ländern sind über die Einlegung von Rechtsbehelfen seitens der be-
troffenen Person zu informieren. In Betracht kommt gegen Entscheidungen von Behörden 
die Klage, da es sich um Realakte und nicht um Verwaltungsakte handelt. Gegen gerichtli-
che Entscheidungen sind Rechtsmittel gegeben. Absatz 2 Satz 7 setzt die in Artikel 56a Ab-
satz 7 der Richtlinie 2013/55/EU enthaltene unverzügliche Löschungsverpflichtung der den 
Vorwarnmechanismus auslösenden Stelle um, der mit dem Unrichtig werden der in IMI von 
ihr eingestellten Informationen entsteht. 
 
Über den Kreis der in Artikel 56a Absatz 1 der Richtlinie 2013/55/EU genannten Personen 
hinaus enthält Artikel 56a Absatz 3 der Richtlinie 2013/55/EU die Verpflichtung der zuständi-
gen Behörden zur Unterrichtung der zuständigen Behörden aller übrigen Mitgliedstaaten und 
der Länder darüber, dass ein Gericht festgestellt hat, dass eine Person die Anerkennung 
ihrer Berufsqualifikation unter Verwendung gefälschter Berufsqualifikationsnachweise bean-
tragt hat. Diese Verpflichtung wird in Absatz 3 umgesetzt. Dabei sollen sämtliche Formen 
der Fälschung von der Regelung erfasst werden, also neben der eigentlichen Urkundenfäl-
schung im Sinne des § 267 StGB auch insbesondere die Fälschung technischer Aufzeich-
nungen (§ 268 StGB), die Fälschung beweiserheblicher Daten (§ 269 StGB) sowie die mit-
telbare Falschbeurkundung (§ 271 StGB). Da sowohl dem Interesse des Einzelnen auf Wah-
rung der Unschuldsvermutung, wie auch Interesse der Allgemeinheit Rechnung getragen 
werden sollte, werden im Binnenmarktinformationssystem der Europäischen Kommission 
Warnmeldungen ggf. um Hinweise ergänzt, die klarstellen, dass Rechtskraft bzgl. einer Ent-
scheidung gerade noch nicht eingetreten ist. In Anlehnung an den Wortlaut und den Sinn 
und Zweck von Art. 56a der Richtlinie 2005/36/EG wirkt schon die Urteilsverkündung und 
nicht erst der Eintritt der Rechtskraft fristauslösend. Wie auch bei Vorwarnungen zu Tatbe-
ständen nach Artikel 56a Absatz 1 der Richtlinie 2005/36/EG ist die betroffene Person über 
ihre Rechte analog zu Absatz 2 in Umsetzung des Artikels 56a Absatz 6 der Richtlinie 
2005/36/EG schriftlich in gleicher Weise zu informieren. Zuständige Stelle im Sinne des Ab-
satzes 3 ist die jeweils für die Untersagung oder Beschränkung der Berufsausübung oder die 
für die Gerichtsentscheidung originär zuständige Stelle. 
 
Die in Absatz 4 enthaltene Regelung über die Datenverarbeitung setzt Artikel 56a Absatz 4 
der Richtlinie 2013/55/EU um. 
 
Mit Absatz 5 wird Artikel 56a Absatz 8 der Richtlinie 2013/55/EU umgesetzt, wonach die 
Europäische Kommission zur Durchführung des Vorwarnmechanismus Durchführungs-
rechtsakte erlassen wird. 
 
Soweit in Bezug auf den Vorwarnmechanismus gemäß Artikel 56a der Richtlinie 2013/55/EU 
bis zum 17. Januar 2016 ergänzend zu den Bestimmungen der  Durchführungsrechtsakte 
weitere konkrete Regelungen, wie z.B. Zuständigkeiten und sachliche Anwendungsbereiche, 
durch Rechtsverordnung getroffen werden müssen, schafft das Gesetz hierfür mit Absatz 6 
die rechtliche Möglichkeit. Zur Vermeidung einer Rechtszersplitterung wird das für das 
Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz NRW zuständige Ministerium – im Einvernehmen mit 
dem fachlich zuständigen Ministerium - ermächtigt – unter Beibehaltung der bestehenden 
Zuständigkeiten - die durch die Ressorts angemeldeten Bedarfe zu bündeln und eine ent-
sprechende Verordnung zu erlassen. 
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Durch § 13b werden die Vorgaben zum partiellen Berufszugang in Artikel 4f der Richtlinie 
2013/55/EU umgesetzt. Für Berufe, in denen die automatische Anerkennung der Berufsqua-
lifikationen nach Titel III Kapitel II, III und IIIa der Richtlinie 2005/36/EG gilt, findet Artikel 4f 
der Richtlinie 2013/55/EU keine Anwendung. 
 
 
Zu 10. 
Zu Buchstabe a) 
Der Prozess der bundesweit eingeführten Anerkennungsverfahren verfolgt vielfältige politi-
sche Zwecke: Er dient der Minderung des Fachkräftemangels in der Bundesrepublik, er ist 
Bestandteil der Willkommenskultur für Menschen mit ausländischen Wurzeln, er leistet einen 
Beitrag zur Integration von Menschen mit Migrationshintergrund und er kann insoweit auch - 
nach erfolgter Berufsanerkennung - der Entlastung der Sozialsysteme dienen. Um diese 
Zwecke erreichen zu können, ist es unerlässlich, den Vollzug der Anerkennungsgesetze von 
Bund und Ländern fortlaufend zu überprüfen. Eine derartige Überprüfung ist aber nur dann 
aussagekräftig möglich, wenn dafür die Gesamtsituation der Anerkennung ausländischer 
Berufsqualifikationen in Deutschland in den Blick genommen wird. Deshalb ist es zwingend 
erforderlich, die hierzu in Bund und Ländern bereits vorliegenden Daten im Rahmen einer 
koordinierten Statistik zusammengefasst darzustellen. Deshalb ist eine Übermittlungser-
mächtigung der Länderdaten an das Statistische Bundesamt beziehungsweise an die Statis-
tischen Ämter der Länder notwendig, um aus den gewonnenen Erkenntnissen - im Sinne 
einer fortdauernden Evaluation - Schlussfolgerungen für weitere Optimierungen des Aner-
kennungsverfahrens ziehen zu können. 
 
Zu Buchstabe b) 
Die in der Begründung zu Buchstaben a) dargestellt Situation erfordert für weitere Optimie-
rungen der Anerkennungsverfahren, der entsprechenden Gesetzgebung und einer qualitäts-
sichernden sowie aufwandsminimierenden länderübergreifenden Kooperation eine fortdau-
ernde Beobachtung des Anerkennungsprozesses sowohl auf der Basis der Anerkennungs-
gesetze von Bund und Ländern als auch der weiteren berufsrechtlichen Regelungen. Diesen 
Auftrag hat Konferenz der Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder in der Jah-
reskonferenz vom 23. bis 25.10.2013 (TOP 5, Beschlussziffer 3) wie folgt formuliert: 
 

„Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder sprechen sich da-
für aus, die Umsetzung der Anerkennungsgesetze der Länder ebenso wie die 
Umsetzung des Anerkennungsgesetzes des Bundes im Rahmen eines inte-
grierten Monitorings - unabhängig von der gesetzgeberischen Zuständigkeit 
für den Beruf und orientiert an der Nachfrage der Anerkennungsinteressierten 
- kontinuierlich zu beobachten und auf die Wahrung der Einheitlichkeit des 
Vollzuges durch Sicherstellung einer Gesamtbetrachtung bei der Bewertung 
des Anerkennungsprozesses hinzuwirken. Die Kultusministerkonferenz wird 
gebeten, der Ministerpräsidentenkonferenz zu gegebener Zeit über das Er-
gebnis des Monitorings (Punkt 4.5 des 2. Berichtes der Arbeitsgruppe „Koor-
dinierende Ressorts“) zu berichten.“ 
 

In diesem Zusammenhang ist sowohl der Konferenz der Regierungschefinnen und Regie-
rungschefs der Länder bzw. dem Bundesrat als auch im Rahmen des entsprechenden Moni-
torings der Umsetzung des Anerkennungsgesetzes des Bundes dem Deutschen Bundestag 
zu berichten. 
 
Darüber hinaus ist die Landesregierung verpflichtet, gemäß § 23 BQFG NRW nach Ablauf 
von vier Jahren die Anwendung und Auswirkungen auf der Grundlage der Statistik nach § 22 
zu überprüfen und dem Parlament darüber zu berichten.  
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Dafür ist eine detaillierte Kommunikation zwischen den zuständigen obersten Landesbehör-
den und den die statistischen Erhebungen durchführenden Statistischen Landesämtern un-
verzichtbar. Die Ergänzung ermöglicht diese Kommunikation zwischen den einzelnen Behör-
den. 
 
 
Begründung zu Artikel 2 (Gesetz über den Europäischen Berufsausweis) 
 
A Allgemeiner Teil 
 
Mit der Richtlinie 2013/55/EU zur Änderung der Berufsanerkennungsrichtlinie 2005/36/EG 
wird der Europäische Berufsausweis eingeführt. Er soll die vorübergehende Mobilität im 
Rahmen der Dienstleistungserbringung und das Berufsanerkennungsverfahren vereinfachen.  
Die Berufe, deren Angehörige einen Europäischen Berufsausweis beantragen können, wer-
den von der Kommission durch sog. Durchführungsrechtsakte festgelegt. Voraussetzung 
dafür ist u.a. eine signifikante grenzüberschreitende Mobilität in dem Beruf und ein ausrei-
chendes Interesse der Berufsverbände.  
Nach der Durchführungsverordnung 2015/983 der Kommission vom 24. Juni 2015 betreffend 
das Verfahren zur Ausstellung des Europäischen Berufsausweises und die Anwendung des 
Vorwarnmechanismus gemäß der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates kommen folgende Berufe für den Europäischen Berufsausweis in Frage:  
Krankenschwestern und Krankenpfleger für allgemeine Pflege, 
Apothekerinnen und Apotheker (Grundausbildung), 
Physiotherapeutinnen und Physiotherapeuten, 
Immobilienmaklerinnen und Immobilienmakler sowie 
Bergführerinnen und Bergführer. 
Die Kommission prüft weiter die Einführung des Europäischen Berufsausweises auch für  
Ärztinnen und Ärzte, 
Ingenieurinnen und Ingenieure, 
spezialisierte Krankenschwestern und Krankenpfleger und für 
spezialisierte Apothekerinnen und Apotheker. 
 
Um eine Zersplitterung der Regelung des Europäischen Berufsausweises in einzelnen Fach-
gesetzen zu verhindern, um ständige Rechtsanpassungen zu vermeiden und gleichzeitig 
eine Übersichtlichkeit beizubehalten, wird der Europäische Berufsausweis in einem eigen-
ständigen Gesetz geregelt. Dieses Gesetz soll künftig in Nordrhein-Westfalen einheitlich für 
alle Berufe gelten, für die die Kommission entsprechende Durchführungsrechtsakte erlassen 
hat oder noch erlassen wird. 
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Besonderer Teil 
 
 
Zu § 1 
Die Regelung definiert den mit der Änderungsrichtlinie 2013/55/EU neu eingeführten Europä-
ischen Berufsausweis. Der Europäische Berufsausweis ist eine elektronische Bescheinigung 
und dient dem Nachweis von in den Mitgliedstaaten erworbenen Berufsqualifikationen als 
Voraussetzung für die Erbringung von Dienstleistungen oder auch für eine Berufsanerken-
nung.  
Durchführungsrechtsakte der Europäischen Kommission regeln, für welche Berufe ein Euro-
päischer Berufsausweis ausgestellt wird. Hiervon sind nach der Durchführungsverordnung 
2015/983 der Kommission vom 24. Juni 2015 „betreffend das Verfahren zur Ausstellung des 
Europäischen Berufsausweises und die Anwendung des Vorwarnmechanismus gemäß der 
Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates“ zunächst betroffen: 
Krankenschwestern und Krankenpfleger für die allgemeine Pflege. Apothekerinnen und Apo-
theker (Grundausbildung), Physiotherapeutinnen und Physiotherapeuten, Bergführerinnen 
und Bergführer sowie Immobilienmaklerinnen und Immobilienmakler. Das Nähere, wie z.B. 
das Format des Europäischen Berufsausweises, die vorzulegenden Unterlagen, das Verfah-
ren für die Leistung und Bearbeitung von Zahlungen für den Europäischen Berufsausweis 
usw. regelt die o.g. Durchführungsverordnung. 
 
 
Zu § 2 
 
Absatz 1: 
Die Vorschrift bestimmt den für die Ausstellung des Europäischen Berufsausweises nach 
diesem Gesetz erfassten antragsberechtigten Personenkreis. 
 
Absatz 2: 
Es erfolgt eine Klarstellung, dass es nicht zwingend erforderlich ist, einen Europäischen Be-
rufsausweis zu beantragen, um Dienstleistungen zu erbringen oder eine Berufsanerkennung 
zu erhalten. Die Dienstleistungserbringung und die Berufsanerkennung können weiterhin 
nach den einschlägigen gesetzlichen Regelungen erfolgen. 
Andererseits begründet die Ausstellung eines Europäischen Berufsausweises kein automati-
sches Recht zur Ausübung eines bestimmten Berufs, wenn es im Aufnahmemitgliedstaat 
bereits vor Einführung des Europäischen Berufsausweises für diesen Beruf Registrierungs-
anforderungen oder andere Kontrollverfahren gibt (vgl. Artikel 4a Absatz 5 der EU-Richtlinie). 
Die Erfassung und Überwachung der Berufe des Gesundheitswesens z.B. ist in § 18 des 
Gesetzes über den öffentlichen Gesundheitsdienst des Landes Nordrhein-Westfalen gere-
gelt. 
Der Europäische Berufsausweis wird über das Binnenmarktinformationssystem der Europäi-
schen Kommission (IMI) beantragt. Dafür kann die antragstellende Person ein gesichertes 
persönliches Konto in einer eigenen IMI-Datei nutzen. Das Nähere regelt der noch von der 
Europäischen Kommission zu erlassende Durchführungsrechtsakt.  
 
Absatz 3: 
Nach Artikel 4b Absatz 1 der EU-Richtlinie sind auch Personen mit einer in Deutschland ab-
geschlossenen Ausbildung berechtigt, einen Europäischen Berufsausweis zu beantragen. 
Die Richtlinie sieht grundsätzlich eine Beantragung durch ein noch von der Kommission zur 
Verfügung zu stellendes Online-Instrument vor. In begründeten Ausnahmefällen, wenn z.B. 
kein PC oder kein Internet vorhanden ist, ist auch eine schriftliche Antragstellung möglich.  
Welche Unterlagen bei der Antragstellung beizufügen sind, regelt die Durchführungsverord-
nung 2015/983 der Kommission vom 24. Juni 2015 „betreffend das Verfahren zur Ausstel-
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lung des Europäischen Berufsausweises und die Anwendung des Vorwarnmechanismus 
gemäß der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates“. Die Unter-
lagen können in Form von Kopien vorgelegt werden. 
 
Absatz 4: 
Artikel 4b Absatz 3 der EU-Richtlinie wird umgesetzt. Die zuständige Behörde ist verpflichtet, 
innerhalb einer Woche nach Antragstellung eine Eingangsbestätigung auszustellen und der 
antragstellenden Person ggf. mitzuteilen, welche Unterlagen noch fehlen. Bei berechtigten 
Zweifeln kann die zuständige Behörde von der antragstellenden Person oder von der zu-
ständigen Behörde des anderen Mitgliedstaates beglaubigte Kopien anfordern. Soweit vor-
handen und diese noch gültig sind, muss die zuständige Behörde bei jeder Antragstellung 
auf die bereits in der IMI-Datei enthaltenen Angaben zurückgreifen. 
 
 
Zu § 3 
 
Absatz 1: 
Artikel 4c der EU-Richtlinie wird umgesetzt. Absatz 1 regelt das Verfahren für die vor-
übergehende und gelegentliche Dienstleistungserbringung in einem anderen Mitgliedstaat für 
Berufe, die die öffentliche Gesundheit oder Sicherheit nicht berühren und nicht unter die au-
tomatische Anerkennung nach der Berufsanerkennungsrichtlinie fallen. Nicht von dieser Re-
gelung des Absatzes 1 betroffen sind insbesondere die akademischen Heilberufe und die 
Gesundheitsfachberufe, weil sie die öffentliche Gesundheit im Sinne der EU-Richtlinie berüh-
ren.  
Bei Berufen, die die öffentliche Gesundheit oder Sicherheit nicht berühren, entscheidet die 
zuständige Behörde des Herkunftsmitgliedstaates über die Ausstellung des Europäischen 
Berufsausweises. In allen anderen Fällen; d.h. bei Berufen, die die öffentliche Gesundheit 
oder Sicherheit betreffen und im Fall der Niederlassung entscheidet die zuständige Behörde 
des Mitgliedstaates, in dem die Dienstleistungserbringung erbracht werden soll oder die be-
treffende Person sich niederlassen möchte, über den Europäischen Berufsausweis. 
Die zuständige Behörde ist verpflichtet, spätestens vier Wochen nach Antragstellung den 
Europäischen Berufsausweis auszustellen. Fehlen Unterlagen, verlängert sich die Frist ent-
sprechend. 
Die zuständige Behörde ist verpflichtet, die antragstellende Person und die zuständige Be-
hörde im anderen Mitgliedstaat, in dem die Dienstleistung erbracht werden soll, über die 
Ausstellung des Europäischen Berufsausweises zu informieren. Die Inhaberin oder der Inha-
ber des Europäischen Berufsausweises ist verpflichtet, wesentliche Änderungen der ausstel-
lenden Behörde mitzuteilen. Diese übermittelt dann der zuständigen Behörde des anderen 
Mitgliedstaates den aktualisierten Europäischen Berufsausweis. Wurde ein Europäischer 
Berufsausweis ausgestellt, darf die zuständige Behörde des Aufnahmemitgliedstaates eine 
neue Meldung erst wieder nach 18 Monaten verlangen. 
 
Absatz 2: 
Artikel 4d Absatz 1 der EU-Richtlinie wird umgesetzt. Ist eine Niederlassung oder eine 
Dienstleistungserbringung in einem anderen Mitgliedstaat beabsichtigt, ist die zuständige 
Behörde verpflichtet, innerhalb eines Monats die Echtheit und Gültigkeit der in der IMI-Datei 
hinterlegten Dokumente zu prüfen. Die zuständige Behörde übermittelt dann den Antrag auf 
Ausstellung eines Europäischen Berufsausweises mit ihrem Prüfergebnis der zuständigen 
Behörde des anderen Mitgliedstaates und informiert hierüber die antragstellende Person. 
Die Regelung im Unterabsatz 2 in Artikel 4d Absatz 5 der EU-Richtlinie führt im Umkehr-
schluss dazu, dass die zuständige Behörde verpflichtet ist, entsprechende Anfragen von 
zuständigen Behörden anderer Mitgliedstaaten innerhalb von zwei Wochen zu beantworten. 
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Absatz 3: 
Artikel 4d Absatz 2 der EU-Richtlinie wird umgesetzt. Absatz 3 regelt das Verwaltungsverfah-
ren für die Niederlassung und für die Dienstleistungserbringung in Nordrhein-Westfalen für 
die Berufe, die der automatischen Anerkennung nach der Richtlinie 2005/36/EG unterliegen. 
In diesen Fällen entscheidet die zuständige Behörde innerhalb eines Monats über den von 
der zuständigen Behörde des anderen Mitgliedstaates übermittelten Antrag auf Ausstellung 
eines Europäischen Berufsausweises. Bei berechtigten Zweifeln kann die zuständige Behör-
de weitere Informationen oder beglaubigte Kopien von der zuständigen Behörde des ande-
ren Mitgliedstaates anfordern. Die Entscheidungsfrist verlängert sich in diesem Fall um ma-
ximal vier Wochen, wenn diese Verlängerung durch Gründe im Zusammenhang mit der öf-
fentlichen Gesundheit erforderlich ist. Die antragstellende Person ist entsprechend zu infor-
mieren. 
 
Absatz 4: 
Artikel 4d Absatz 3 der EU-Richtlinie wird umgesetzt. Absatz 4 entspricht vom Regelungsin-
halt her der Regelung des Absatzes 3, nur dass von dieser Regelung die Berufe erfasst wer-
den, die nicht der automatischen Anerkennung der Richtlinie 2005/36/EG unterliegen. Unter-
scheidet sich die im Mitgliedstaat absolvierte Ausbildung wesentlich von der deutschen Aus-
bildung und kann deshalb der Europäische Berufsausweis nicht ausgestellt werden, hat die 
zuständige Behörde innerhalb von zwei Monaten über notwendige Ausgleichsmaßnahmen 
zu entscheiden. 
 
 
Zu § 4 
 
Absatz 1: 
Artikel 4a Absatz 5 letzter Satz der EU-Richtlinie wird umgesetzt. Die Ausstellung eines  
Europäischen Berufsausweises erfolgt im Falle einer Niederlassung durch die zuständige 
Behörde des Aufnahmemitgliedstaates. Dies gilt auch im Falle einer Dienstleistungserbrin-
gung, die vor der erstmaligen Erbringung eine Überprüfung der Berufsqualifikation voraus-
setzt. Dabei handelt es sich um Berufe, die die öffentliche Gesundheit oder Sicherheit nach 
Artikel 7 Absatz 4 der EU-Richtlinie berühren. Bei einer Dienstleistungserbringung, die vor 
der erstmaligen Erbringung keine Überprüfung der Berufsqualifikation voraussetzt, stellt die 
zuständige Behörde des Herkunftsmitgliedstaates den Europäischen Berufsausweis aus 
(Artikel 4a Absatz 4). 
Die Gesundheitsfachberufe z.B. berühren nach Artikel 7 Absatz 4 der EU-Richtlinie die öf-
fentliche Gesundheit. Die einschlägigen Rechtsvorschriften sehen deshalb vor der ersten 
Erbringung einer Dienstleistung durch Angehörige von Gesundheitsfachberufen eine Über-
prüfung der Berufsqualifikation vor. D.h. die zuständige Behörde in Nordrhein-Westfalen ist 
für die Ausstellung des Europäischen Berufsausweises von Gesundheitsfachberufen, die 
sich in Nordrhein-Westfalen niederlassen oder eine Dienstleistung erbringen möchten, zu-
ständig. 
Absatz 1 Satz 2 stellt klar, dass ein Antrag auf Ausstellung eines Europäischen Berufsaus-
weises abzulehnen ist, wenn die zuständige Behörde nicht die dafür notwendigen Informati-
onen erhält. 
Werden die Fristen nach § 3 Absätze 2 und 3 nicht eingehalten oder erfolgt keine Überprü-
fung der Berufsqualifikation im Zusammenhang mit einer beabsichtigten Dienstleistungser-
bringung, gilt die Genehmigungsfiktion. D.h. der Europäische Berufsausweis gilt in diesem 
Fall als ausgestellt und wird automatisch über IMI der antragstellenden Person übermittelt. 
 
Absatz 2: 
Die Regelung enthält die für die praktische Umsetzung relevante Bestimmung über die Gül-
tigkeit des Dokuments. 
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Absatz 3: 
Artikel 4e der EU-Richtlinie wird umgesetzt. Nach Artikel 4e Absatz 1 der EU-Richtlinie sind 
die zuständigen Behörden verpflichtet, Entscheidungen über den Entzug einer Erlaubnis zur 
Führung der Berufsbezeichnung in einer entsprechenden IMI-Datei zu speichern. Wird die 
Entscheidung nach Satz 1 aufgehoben oder handelt es sich um Informationen, die nicht 
mehr benötigt werden, sind diese - auch aus Datenschutzgründen - zu löschen. Über die 
Änderungen (Speicherung, Löschung usw.) sind die Inhaberin oder der Inhaber des Europäi-
schen Berufsausweises sowie landes-, bundes- und EU-weit alle Behörden zu informieren, 
die an das IMI-System angeschlossen sind. 
 
Absatz 4: 
Artikel 4e Absätze 3 und 5 der EU-Richtlinie werden umgesetzt. Inhaberinnen und Inhaber 
von Europäischen Berufsausweisen haben ein Recht auf Information über den Inhalt der IMI-
Datei. Entsprechende Auskünfte erteilt die zuständige Behörde auf Antrag. 
Sind unrichtige oder nicht vollständige Daten in der IMI-Datei enthalten, kann die Inhaberin 
oder der Inhaber eines Europäischen Berufsausweises von der zuständigen Behörde verlan-
gen, dass diese Daten berichtigt, gelöscht oder gesperrt werden, ohne dass der betreffenden 
Person Kosten entstehen. Diese Information erfolgt durch die zuständige Behörde mit der 
Ausstellung des Europäischen Berufsausweises und danach alle zwei Jahre in Form einer 
„Erinnerungsmeldung“. Wurde der Antrag internetgestützt über IMI gestellt, erfolgt die Erin-
nerungsmeldung automatisch durch IMI. 
Außerdem wird auf Artikel 4e Absatz 5 2. Unterabsatz Bezug genommen. Danach erteilen 
die zuständigen Behörden des betroffenen Aufnahmemitgliedstaats dem Inhaber einer 
Berufsqualifikation einen Nachweis zur Bescheinigung der Anerkennung seiner Berufsquali-
fikationen, wenn der Antrag auf Löschung einer IMI-Datei im Zusammenhang mit einem Eu-
ropäischen Berufsausweis für die Zwecke der Niederlassung oder der vorübergehenden und 
gelegentlichen Erbringung von Dienstleistungen gemäß Artikel 7 Absatz 4 steht. 
 
Absatz 5: 
Mit dieser Regelung wird den Ressorts die Möglichkeit gegeben, Zuständigkeiten festzule-
gen. 
 
 
Zu § 5 
Diese Vorschrift enthält Regelungen zum Inkrafttreten und zu den Berichtspflichten. 
 
 
Begründung zu Artikel 3 (Änderung des Gesundheitsfachberufegesetzes) 
 
Zu 1.: 
 
Zu Buchstabe a): 
Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b der EU-Richtlinie wird umgesetzt. Wenn der Gesundheits-
fachberuf im Herkunftsmitgliedstaat nicht reglementiert ist, ist eine Dienstleistungserbringung  
im Geltungsbereich dieses Gesetzes nur möglich, wenn dieser Beruf im Herkunftsmitglied-
staat während der vorhergehenden zehn Jahre mindestens ein Jahr im Herkunftsmitglied-
staat rechtmäßig ausgeübt wurde. Die bisherige Regelung sah eine zweijährige Berufsaus-
übung vor. Im Weiteren werden keine neuen Tatbestände geregelt. 
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Zu Buchstabe b): 
Die Regelung entspricht dem Bundesrecht. Sie zählt Tatbestände wie z.B. die fehlende ge-
sundheitliche Eignung auf, bei deren Vorliegen eine Berechtigung zur Dienstleistungserbrin-
gung nicht besteht. 
 
Zu Absatz 3: 
Artikel 7 Buchstabe b) der EU-Richtlinie wird umgesetzt. Die Regelung berechtigt die dienst-
leistende Person zur Dienstleistungserbringung im gesamten Hoheitsgebiet des betreffenden 
Mitgliedstaats. D.h. eine in einem anderen Land gemeldete dienstleistungserbringende Per-
son darf ihre Dienstleistung auch in Nordrhein-Westfalen ausüben.  
 
Artikel 3 Absatz 3 der EU-Richtlinie wird umgesetzt. Danach ist jeder in einem Drittstaat aus-
gestellte Ausbildungsnachweis mit einem Ausbildungsnachweis nach der EU-Richtlinie 
gleichgestellt, wenn die antragstellende Person in dem betreffenden Beruf drei Jahre Berufs-
erfahrung nachgewiesen hat und die zuständige Behörde in einem anderen Mitgliedstaat 
diesen Ausbildungsnachweis und die Berufserfahrung anerkannt hat. Im Übrigen entspricht 
diese Regelung dem bisherigen Recht. 
 
Zu Absatz4: 
Die bisherigen Regelungen zur Dienstleistungserbringung enthalten bisher keine konkreten 
Zuständigkeitsregelungen. Mit dieser Ermächtigungsregelung soll mehr Rechtsklarheit und 
Rechtssicherheit geschaffen werden. 
 
Zu 2.: 
Artikel 53 Absatz 3 Unterabsatz 2 der EU-Richtlinie wird umgesetzt. Voraussetzung für die 
Ausstellung eines Europäischen Berufsausweises ist u.a. der Nachweis ausreichender deut-
scher Sprachkenntnisse der allgemeinen Umgangssprache und der erforderlichen Fachspra-
che in Wort und Schrift. Es wird klargestellt, dass die Überprüfung der Sprachkenntnisse erst 
nach Ausstellung eines Europäischen Berufsausweises bzw. nach Anerkennung der Berufs-
qualifikation vorgenommen werden darf. Nach Artikel 53 Absatz 4 der EU-Richtlinie ist über 
das Ergebnis der Sprachprüfung ein Bescheid zu erteilen. Werden keine ausreichenden 
deutschen Sprachkenntnisse nach Satz 1 nachgewiesen, ist in diesem Bescheid auch zu 
erläutern, warum die Sprachkenntnisse für die Berufsausübung nicht ausreichen.  
 
Zu 3.: 
Der neue Absatz 1 entspricht dem bisherigen Recht. Nach Artikel 22 Buchstabe b) der  
EU-Richtlinie besteht eine Fortbildungspflicht für Gesundheits- und Krankenpflegerinnen und 
Gesundheits- und Krankenpfleger sowie für Hebammen und Entbindungspfleger. Die Fortbil-
dungspflicht für Hebammen und Entbindungspfleger ist im Landeshebammengesetz gere-
gelt. 
Absatz 2 setzt die Änderung des Artikels 22 Buchstabe b) der EU-Richtlinie um. Die bisher 
allgemein geregelte Fortbildungspflicht wird durch die Neufassung der EU-Richtlinie konkre-
tisiert und die Mitgliedstaaten werden stärker in die Pflicht genommen: „Die Mitgliedstaaten 
sorgen durch eine stetige berufliche Fortbildung dafür, dass Berufsangehörige ihre Kenntnis-
se, Fähigkeiten und Kompetenzen aktualisieren können, um eine sichere und effektive Pra-
xis zu wahren und mit den beruflichen Entwicklungen Schritt zu halten.“ Von der Fortbil-
dungspflicht nach der Richtlinie 2005/36/EG werden weiterhin nur die Berufe erfasst, die der 
automatischen Anerkennung unterliegen; d.h. für den Bereich der Gesundheitsfachberufe die 
Berufsgruppe der Hebammen und Entbindungspfleger und Gesundheits- und Krankenpflege-
rinnen und Gesundheits- und Krankenpfleger. 
Das für Gesundheit zuständige Ministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die 
Berufspflichten (u.a. zur beruflichen Fortbildung) zu regeln. Die Ermächtigungsgrundlage gilt 
für alle Gesundheitsfachberufe. Es ist kein sachlicher Grund dafür erkennbar, Gesundheits-
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fachberufe, die nicht der automatischen Anerkennung unterliegen wie z.B. Gesundheits- und 
Kinderkrankenpflegerinnen und -pfleger, Physiotherapeutinnen und -therapeuten usw. an-
ders zu behandeln und ggf. von einer Fortbildungspflicht auszunehmen. 
Ziel einer Berufsordnung ist, die Qualität der beruflichen Tätigkeit zu fördern und damit auch 
die Patientensicherheit zu erhöhen. Eine Berufsordnung, die u.a. auch eine Fortbildungsver-
pflichtung regelt, gibt es in Nordrhein-Westfalen bisher nur für Hebammen und Entbindungs-
pfleger (seit 2002). Seit 2004 haben einige Länder auch eine Berufsordnung für Pflegeberufe 
erlassen. 
 
 
Begründung zu Artikel 4 (Änderung des Landesaltenpflegegesetzes) 
 
Die Zuständigkeit für die Durchführung des Berufsanerkennungsverfahrens der Altenpflege-
berufe soll von den Bezirksregierungen auf das Landesprüfungsamt für Medizin, Psychothe-
rapie und Pharmazie bei der Bezirksregierung Düsseldorf übertragen werden. Das Landes-
prüfungsamt ist bereits seit 2008 zentral für Nordrhein-Westfalen für die Berufsanerkennung 
der Gesundheitsfachberufe (Ausnahme: Altenpflegeberufe und Familienpflege) zuständig. 
Eine entsprechende Ermächtigungsnorm wurde eingefügt. 
 
Nach der EU-Wanderungsstatistik werden jährlich nur wenige Berufsanerkennungsverfahren 
in den Altenpflegeberufen durchgeführt. Aufgrund der geringen Fallzahlen können die Be-
rufsanerkennungsverfahren von den Bezirksregierungen weder effektiv noch effizient durch-
geführt werden. Auch die MPK befürwortet solche Bündelungsoptionen.  
 
 
Begründung zu Artikel 5 (EA-Gesetz) 
 
A Allgemeines 
 
Art. 6 ff. der Dienstleistungsrichtlinie verpflichten die EU-Mitgliedstaaten, sog. Einheitliche 
Ansprechpartner (im Folgenden EA) einzurichten. Über diese Anlaufstelle müssen alle Ver-
fahren und Formalitäten zur Aufnahme oder Ausübung einer Dienstleistungstätigkeit in dem 
jeweiligen Mitgliedstaaten bzw. Bundesland elektronisch und aus der Ferne abgewickelt 
werden können. Darüber hinaus müssen alle relevanten Informationen zu den Verfahren, 
aber auch zu Registereintragungen, allgemeinen Rechtsbehelfen oder den zuständigen Be-
hörden zur Verfügung gestellt werden. Der EA übernimmt damit als Anlaufstelle für Dienst-
leistungsunternehmen die Funktion eines Informationsvermittlers und Verfahrenskoordina-
tors. Nach den Art. 57, 57 a der Berufsanerkennungsrichtlinie wird das Aufgabenportfolio des 
EA ab Januar 2016 (Umsetzungsfrist der Richtlinie) um deren Anwendungsbereich erweitert. 
Daher ist der EA zukünftig auch Anlaufstelle für Berufsanerkennungsverfahren. Entspre-
chend sind die Mitgliedstaaten auch hier verpflichtet, die notwendigen Informationen über 
den EA bereit zu stellen und die elektronische Verfahrensabwicklung anzubieten. Die Um-
setzungsverpflichtung trifft dabei die Länder im Rahmen der Verwaltungshoheit. 
 
Aus Anlass der nunmehr neu hinzu kommenden Aufgaben aus dem Bereich der Berufsaner-
kennung wurde die aktuell bestehende kommunale Verortung überprüft. Aufgrund der Bilanz 
aus den Erfahrungen mit der Umsetzung der Dienstleistungsrichtlinie sowie den neuen Ver-
pflichtungen aus der Berufsanerkennungsrichtlinie wird mit der vorliegenden Neufassung des 
EA-Gesetzes NRW eine Neuorganisation des EA in Nordrhein-Westfalen vorgesehen. Fer-
ner ist in dem Entwurf eine dynamische Verweisung vorgesehen (§ 1 Abs. 2), die die zukünf-
tig in EU-Rechtsakten getroffenen Regelungen zum EA nach Art. 6 der Dienstleistungsricht-
linie erfasst.  
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Die in der Dienstleistungsrichtlinie und in der Berufsanerkennungsrichtlinie formulierten An-
forderungen an die Umsetzung der EA in den EU-Mitgliedstaaten bzw. den Ländern knüpfen 
eng an die Idee des „One-Stop-Shops“ an. Die Nutzer des EA (in- und ausländische Unter-
nehmen nahezu aller Branchen, zukünftig auch Arbeitnehmer zur Berufsanerkennung) müs-
sen die Möglichkeit haben, alle Verfahren und Formalitäten elektronisch und aus der Ferne 
abwickeln zu können. Dafür müssen die zuständigen mitgliedstaatlichen Stellen über Inter-
netportale ein entsprechendes Angebot zur Verfügung stellen und es dem Kunden auch er-
möglichen, entweder das Verfahren einfach elektronisch abzuwickeln oder sich direkt an die 
zuständige(n) Behörde(n) zu wenden.  
 
Um die unmittelbare Kontaktaufnahme mit dem EA gerade für Nutzer aus dem Ausland zu 
erleichtern, sollte er leicht über das Internet auffindbar und insbesondere eindeutig identifi-
zierbar sein. Es ist für den Adressatenkreis nur sehr schwer vermittel- und leistbar, dass es 
mehrere EA in NRW gibt und hierunter den „richtigen“ EA zu finden. Dies zeigen auch die 
Erfahrungen der bisherigen Umsetzung auf kommunaler Ebene. Die (örtlichen) Zuständigkei-
ten sind im Ausland naturgemäß regelmäßig nicht bekannt. Die Identifizierung des zuständi-
gen EA führt oft zu Schwierigkeiten und ist mit erheblichem Aufwand verbunden. Eine einfa-
che und zweifelsfreie Identifizierung ist landesweit nur zu gewährleisten, wenn der EA an 
einer Stelle eingerichtet wird.  
 
 
B Im Einzelnen 
 
Zu § 1 Anwendungsbereich 
 
Diese Vorschrift enthält Regelungen zum Anwendungsbereich des Gesetzes. 
 
Abs. 1 
§ 1 Abs. 1 definiert den EA als einheitliche Stelle im Sinne des § 71a VwVfG NRW. Er nimmt 
Bezug auf die Dienstleistungsrichtlinie, nach der der EA alle Verfahren und Formalitäten ab-
wickelt, die für die Aufnahme von Dienstleistungstätigkeiten erforderlich sind. Dazu gehören 
die in den Mitgliedstaaten erforderlichen Genehmigungsverfahren, Eintragungen oder Re-
gistrierungen.  
 
Abs. 2 
Abs. 2 legt den Anwendungsbereich des Gesetzes für alle Aufgaben fest, die bestehende 
und zukünftige EU-Rechtsakte für einen EA nach Art. 6 der Dienstleistungsrichtlinie vorse-
hen. Damit werden bislang die Aufgaben des EAs nach der Dienstleistungs- und Berufsaner-
kennungsrichtlinie erfasst. Zudem ist der EA durch die dynamische Verweisung auf zukünfti-
ge EU-Regelungen auch für künftige Aufgaben zuständig, die ihm noch übertragen werden 
könnten. Eine optionale Nutzung des EA nach Art. 6 der Dienstleistungsrichtlinie sieht etwa 
bereits die Richtlinie 2014/61/EU des europäischen Parlaments und des Rates vom  
15. Mai 2014 über Maßnahmen zur Reduzierung der Kosten des Ausbaus von Hochge-
schwindigkeitsnetzen für die elektronische Kommunikation in Erwägungsgrund 37 vor. 
 
 
Zu § 2 Zuständigkeit und Aufsicht 
 
§ 2 regelt die Einrichtung des EA in Nordrhein-Westfalen bei einer Bezirksregierung sowie 
die Aufsichtsfunktion des Wirtschaftsministeriums.  
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Abs. 1 
Mit Abs. 1 wird die Aufgabe des EA der Bezirksregierung Detmold als Vorortzuständigkeit 
übertragen.  
 
Bislang ist die Aufgabe des EA auf der kommunalen Ebene bei 21 Kreisen und kreisfreien 
Städten verortet. Grund für die Aufgabenübertragung war die Annahme, dass der EA auf-
grund seines Unternehmensbezugs nah an der kommunalen Wirtschaftsförderung angesie-
delt werden sollte. Die erwarteten Synergieeffekte blieben in der Praxis jedoch aus. Außer-
dem haben die neuen Aufgaben aus der Berufsanerkennungsrichtlinie keinen Bezug zu 
kommunalen Aufgaben. Das bisherige Umsetzungsmodell hat sich daher organisatorisch 
nicht bewährt und ist insbesondere im Hinblick auf die neuen Aufgaben zu ersetzen. 
 
Im Hinblick auf eine effektive und effiziente Neuausrichtung ist der EA künftig bei einer zent-
ralen Stelle zu bündeln. Anstelle der Verortung bei einer Vielzahl kommunaler Stellen mit 
einem auf einzelne Regionen begrenzten Zuständigkeitsbereich ist ein EA mit landesweiter 
Zuständigkeit  zu schaffen.  Dies gilt insbesondere auch mit Blick auf die einschlägigen  
EU-rechtlichen Vorgaben, die die Einrichtung und das Tätigwerden eines EA vorsehen.  
 
Eine Verortung des EA bei einer obersten Landesbehörde ist nicht zielführend, weil hier kei-
ne Vollzugsaufgaben wahrgenommen werden, sondern vielmehr Leitungs- und Aufsichts-
funktionen (§ 5 Abs. 1 LOG). Bei den bestehenden Landesoberbehörden bestehen keine 
inhaltlichen Bezugspunkte zu den Aufgaben des EA. 
 
Da der EA allein Zuständigkeiten im Hinblick auf die Informationsvermittlung und Verfah-
renskoordinierung zwischen natürlichen und juristischen Personen des Privatrechts sowie 
der/den zuständigen öffentlichen Stellen hat und dies verschiedenste Ressortbereiche und 
Fachlichkeiten betrifft, eignet sich für die Ansiedlung des EA insbesondere die Bezirksregie-
rung als Bündelungsbehörde.  
 
Nach § 7 Abs. 1 LOG sind die Bezirksregierungen als Landesmittelbehörden für einen Teil 
des Landes und in besonderen Fällen für das ganze Land zuständig, d. h. sie nehmen in der 
Regel alle Aufgaben der staatlichen Verwaltung innerhalb ihres örtlichen Zuständigkeitsbe-
reichs wahr. Eine Ausnahme von dieser allgemeinen Zuständigkeit ist die Vorortzuständig-
keit als landesweite Zuständigkeit einer Bezirksregierung für eine Aufgabe oder einen Auf-
gabenbereich. Sie ist nur in eng begrenzten, fachspezifisch zu belegenden Ausnahmefällen 
möglich und sinnvoll. Zur Rechtfertigung eines Ausnahmefalls sind zwingende organisatori-
sche und fachliche Gründe erforderlich, die gegen die als Regel vorgesehene allgemeine 
Aufgabenzuständigkeit sprechen.  
 
Entsprechende Gründe, die die Vorortzuständigkeit einer Bezirksregierung erfordern sind 
oben im Rahmen der einleitenden allgemeinen Hinweise (s. A) sowie der Erfahrungen mit 
einer Aufgabenwahrnehmung auf kommunaler Ebene bereits ausführlich dargestellt worden. 
Ein weiterer findet sich in dem für die Aufgabe zu erwartenden Personalbedarf. Die Berech-
nungen aufgrund der Fallzahlen der Jahre 2010 bis 2013 zeigen, dass für die Wahrnehmung 
der landesweiten EA-Aufgabe rechnerisch (ergänzt durch die Erwartungen aus dem Rechts-
bereich der Berufsanerkennung) etwa 4 Stellen erforderlich wären. In der Annahme, dass 
diese Stellen ab 2016 für einen EA bei der Bezirksregierung zur Verfügung stehen werden, 
ist eine Aufteilung der Stellen auf die fünf Bezirksregierungen schon rein rechnerisch nicht 
möglich bzw. erscheint nicht opportun. Die tägliche Arbeit der Mitarbeiter beim EA wird ins-
besondere aus Koordinierung und Hilfestellung für die Nutzer bestehen. Dafür ist es unab-
dingbar, dass die Mitarbeiter sich kurzfristig abstimmen und untereinander koordinieren kön-
nen. Nur durch das gesammelte Know-How der EA-Mitarbeiter wird die Institution qualifiziert 
arbeiten können.  
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Abs. 2 
Da die Aufgabe der Bezirksregierung erstmalig und als neue Aufgabe übertragen wird, wird 
die Fachaufsicht durch das zuständige Ministerium geführt. 
 
 
Zu § 3 Gebühren und Auslagen 
 
Erwägungsgrund 49 zur Dienstleistungsrichtlinie stellt klar, dass für die Tätigkeit der EA Ge-
bühren erhoben werden können. Er gibt vor, dass diese in einem angemessenen Verhältnis 
zu den Kosten der entsprechenden Verfahren und Formalitäten stehen sollten.  
 
Damit korrespondiert § 7 Abs.1 Nr. 1 GebG NRW, der die sachliche Gebührenfreiheit als 
Ausnahmetatbestand zum Grundsatz der Gebührenpflicht statuiert. Danach sind keine Ver-
waltungsgebühren für mündliche und einfache schriftliche Auskünfte zu erheben, soweit die 
gesetzliche Regelung nichts anderes vorsieht.  
 
Ob es sich um „einfache“ schriftliche Auskünfte handelt, beurteilt sich insbesondere nach 
dem Verwaltungsaufwand, den die zu erteilende Auskunft im Einzelfall der Behörde verur-
sacht. Kriterien für die Beurteilung des Verwaltungsaufwandes sind in diesem Zusammen-
hang vor allem der Umfang und der Schwierigkeitsgrad (Inhalt) der zu erteilenden Auskunft, 
was im Allgemeinen aus dem für die Bearbeitung erforderlichen Zeitaufwand ersichtlich ist. 
Bei schriftlichen Auskünften aus Registern und Datenbanken liegen in der Regel einfache 
schriftliche Auskünfte vor. Dies trifft auf das geplante Informations- und Serviceportal des EA 
zu. Es ist daher davon auszugehen, dass es sich in der Regel bei der Nutzung des EA um 
einfache schriftliche Auskünfte handelt, da weder der Schwierigkeitsgrad, noch die zeitliche 
Komponente der Auskunftserteilung über das zuvor dargelegte Maß hinausgehen wird. 
 
Da der EA damit mündliche und einfache schriftliche Auskünfte erteilt, liegen die Vorausset-
zungen des § 7 Abs. 1 Nr. 1 GebG NRW vor. Einfache Auskünfte gebührenfrei zu erteilen, ist 
auch aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung angebracht. Es würde zu einer erhebli-
chen Verwaltungsarbeit führen, wenn Verwaltungsgebühren erhoben würden. Außerdem 
dürfte im Einzelfalle die Feststellung schwierig sein, wann im Rahmen einer Online-Abfrage 
oder eines einfachen Mailkontakts eine gebührenpflichtige Auskunft erteilt worden ist.  
 
Die Erfahrungen aus der bisherigen Umsetzung der EA in Nordrhein-Westfalen haben ge-
zeigt, dass die Gebührenerhebung zur Refinanzierung bei den Kommunen auf Grundlage 
der Allgemeinen Verwaltungsgebührenordnung (Tarifstelle 20 für die Amtshandlungen des 
EA) zwar möglich gewesen wäre. Der Gebührentatbestand trat jedoch faktisch im Alltag nur 
in Einzelfällen auf. Eine Refinanzierung durch Gebühren war somit nicht möglich. 
 
 
Zu § 4 Elektronische Verfahrensabwicklung, Informationsbereitstellung und Datensi-
cherheit 
 
Der EA ist auf Grundlage der EU-Richtlinien verpflichtet, alle relevanten Informationen online 
zur Verfügung zu stellen und die elektronische Verfahrensabwicklung über sein Portal zu 
ermöglichen. § 4 sieht daher vor, dass der EA ein Internetportal nutzt und betreibt, durch das 
alle Anforderungen aus den EU-Richtlinien erfüllt werden und das den aktuellen Daten-
schutzstandards entspricht. 
 
Abs. 1 
Um seinen Aufgaben als Informationsvermittler und Verfahrenskoordinator nachkommen zu 
können, benötigt der EA ein Medium, das für alle potentiellen Nutzer und die zuständigen 
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Behörden gleichermaßen einfach, sowie elektronisch und aus der Ferne erreichbar und 
nutzbar ist. Hierfür ist nach den Erwägungsgründen 50 ff. der Dienstleistungsrichtlinie ein 
Internetportal vorgesehen. § 4 Abs. 1 dieses Gesetzes dient der Spezifikation der notwendi-
gen Portalfunktionen und der Klarstellung, dass die zuständigen Behörden verpflichtet sind, 
sich an der notwendigen Datenpflege in dem Portal im Rahmen ihrer Zuständigkeit zu betei-
ligen. 
 
Abs. 2 
Da der EA verpflichtet ist, den Verfahrensverlauf von über ihn abgewickelten Verfahren und 
Formalitäten zu dokumentieren, um später einen Nachweis darüber führen zu können, ist es 
notwendig, dass er die Befugnis zur Verarbeitung von personenbezogenen Daten besitzt. 
Durch das Festlegen einer Speicherfrist von 5 Jahren wird sichergestellt, dass die Daten zu 
einem festgelegten Zeitpunkt gelöscht werden und so keine unnötige Datenspeicherung ent-
steht. 
 
Abs. 3 
Abs. 3 legt fest, dass die Nutzer auch gegenüber dem EA ihre Rechte nach dem Daten-
schutzgesetz NRW geltend machen können. Den Nutzern diese Möglichkeit zu eröffnen, 
wenn sie die Verfahrensabwicklung über den EA in Anspruch genommen haben, ist auch 
folgerichtig im Sinne der Nutzerfreundlichkeit. 
 
Abs. 4 
Abs. 4 regelt das Zusammenwirken des EA mit den zuständigen Fachbehörden und weist 
zwei technische Alternativen dafür aus. Entweder können Daten zur Verfahrensabwicklung 
über eine elektronische Datenschnittstelle oder über das technische Antragsmanagement-
system des EA-Portals übertragen werden. Diese zwei Alternativen bieten das notwendige 
Maß an Flexibilität bei der Wahl des technischen Übertragungsweges und entsprechen den 
aktuellen technischen Standards. 
 
Abs. 5 
Abs. 5 stellt klar, dass der EA Maßnahmen auf Grundlage des aktuellen Standes der Technik 
zu treffen hat, um die Sicherheit der Nutzerdaten zu gewährleisten. Da der EA in der Regel 
mit besonders schutzwürdigen, personenbezogenen Daten arbeitet, ist ein entsprechender 
Schutz vorzusehen.  
 
 
Zu § 5 Mitteilungspflichten 
 
Abs. 1 
Sofern die Antragsteller, Dienstleistungserbringer und auch Qualifikationsinhaber, ein Ver-
fahren über den EA abgewickelt und eine Genehmigung erhalten haben, müssen sie ihn 
über genehmigungsrelevante Änderungen informieren. Dies sind zum einen Änderungen 
ihrer Situation, nach denen eine Genehmigung nicht mehr erteilt werden könnte (Nr. 1). Fer-
ner gilt eine Mitteilungspflicht bei der Gründung von Tochtergesellschaften, die für die Ge-
nehmigung relevant ist (Nr. 2). 
 
Abs. 2 
Der EA hat die Informationen über die Änderungen an die zuständigen Fachbehörden wei-
terzugeben. So können die Fachbehörden die Fallakten aktuell halten. Damit wird auch bei 
der Einschaltung des EAs ein lückenloser Informationenfluss gewährleistet, der den Fachbe-
hörden ermöglicht, ihre Aufgaben wahrzunehmen. 
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Zu § 6 Verordnungsermächtigung 
Die Verordnungsermächtigungen dienen für das für Wirtschaft zuständige Ministerium als 
Grundlage für die Regelung technischer Anforderungen sowie die Anordnung der verwal-
tungsverfahrensrechtlichen Regelungen bei der Ausführung von Bundesrecht, sofern dies 
notwendig ist.  
 
Nr. 1 
Im Einvernehmen mit dem für Informationstechnik zuständigen Ministerium kann das für 
Wirtschaft zuständige Ministerium auf Grundlage dieser Regelung Konkretisierungen hin-
sichtlich der technischen Anforderungen für das Verfahren der Datenübermittlung zwischen 
dem EA und den zuständigen Behörden machen. Dies könnte je nach Art der Ausgestaltung 
des EA-Portals und der technischen Weiterentwicklung zukünftig notwendig sein.  
 
Nr. 2 
Bereits in der aktuellen Fassung des EA-Gesetzes NRW von 2009 ist diese Verordnungser-
mächtigung enthalten. Von der Ermächtigung wurde durch Erlass der Dienstleistungsrichtli-
nienanpassungsverordnung Gebrauch gemacht (GV. NRW. S. 24, in Kraft getreten mit Wir-
kung vom 29. Dezember 2009 und am 21. Januar 2010 (§ 2); geändert durch VO vom  
19. November 2013 (GV. NRW. S. 662), in Kraft getreten am 1. Dezember 2013). Sofern die 
Länder mit der Wahrnehmung von Aufgaben nach Bundesgesetzen betraut sind, können sie 
in diesen Fällen davon abweichende Regelungen erlassen, da der Bund hier zum Teil über 
den Anwendungsbereich der Richtlinien hinausgegangen ist. 
 
 
Zu § 7 Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Berichtspflicht 
 
Absatz 2: 
Dieser Absatz sieht die Evaluierung des neuen EA-Modells und einen entsprechenden Be-
richt gegenüber dem Landtag vor. Dabei soll überprüft werden, ob das Organisationsmodell 
und die Umsetzung tragfähig und angemessen ist, oder ob Nachjustierungen notwendig sein 
werden. Der Bericht gegenüber dem Landtag ist zum 31.12.2018 vorgesehen, um von 2016 
an über drei Jahre einen angemessenen Evaluierungszeitraum und einen aussagekräftigen 
Bericht zu gewährleisten. 
 
Der nächste Bericht nach § 9 Abs. 2 EA-Gesetz NRW in der aktuellen Fassung stünde zum 
Ende 2015 an, ist aber aufgrund der Neuregelung dann obsolet. 
 
 
Begründung zu Artikel 6 (Änderung des Heilberufegesetzes) 
 
Zu 1. 
Buchstabe a) 
Die neue Nummer 12 des § 6 Absatz 1 Satz 1 trägt der Einführung des Europäischen Be-
rufsausweises durch Artikel 4 a der geänderten Richtlinie 2005/36/EG Rechnung. Mit der 
Ergänzung wird den Heilberufskammern die Aufgabe der Ausstellung der Europäischen Be-
rufsausweise an ihre Kammerangehörigen und Dienstleistenden für die Fälle übertragen, in 
denen ein solcher aufgrund von Durchführungsrechtsakten der Kommission nach Artikel 4 a 
Absatz 7 der Richtlinie 2005/36/EG für Weiterbildungsbezeichnungen eingeführt worden ist. 
Die Kammern werden insoweit zur zuständigen Behörde bestimmt. Das Nähere zum Verfah-
ren bezüglich des Europäischen Berufsausweises richtet sich nach den Vorgaben der  
Artikel 4 a bis 4 e der Richtlinie 2005/36/EG, den dazu ergangenen Durchführungsrechtsak-
ten und dem hierzu mit diesem Artikelgesetz erlassenen Landesgesetz über den Europäi-
schen Berufsausweis. 
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Buchstabe b) 
Redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Einfügung der neuen Nummer 12 in § 6 Absatz 1 
Satz 1. 
 
 
Zu 2. 
Die Änderung des § 39 Absatz 7 ist redaktionell bedingt. 
Die Neuregelung beschränkt sich auf die Anrechnung bisher abgeleisteter Weiterbildungszei-
ten durch die zuständige Kammer bei nicht abgeschlossenen Weiterbildungen und grenzt 
sich damit von den in § 40 geregelten Fällen abgeschlossener Weiterbildungen ab. Von der 
Regelung erfasst sind alle Weiterbildungszeiten unabhängig davon, ob sie im In- oder Aus-
land abgeleistet worden sind. 
 
 
Zu 3. 
Absätze 1 bis 3 
Die Neufassung berücksichtigt, dass sich die Regularien und das Verfahren der Anerken-
nung einer im Ausland abgeschlossenen Weiterbildung im Bereich der akademischen Heil-
berufe nach den vorrangigen Vorschriften des Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes 
NRW (BQFG NRW) vom 28. Mai 2013 richten. 
Bei den überarbeiteten Regelungen handelt es sich um eine systemadäquate redaktionelle 
Anpassung der grundlegenden fachlichen Anerkennungsvorschriften über ausländische Wei-
terbildungsnachweise der entsprechenden Berufe  an das insoweit geltende Berufsqualifika-
tionsanerkennungsrecht des Landes unter Berücksichtigung der Änderungsrichtlinie 
2013/55/EU vom 20. November 2013. 
In Absatz 2 vollzieht die Neuregelung nunmehr auch die Lockerung, dass die antragstellen-
den Personen, deren Weiterbildung nicht automatisch anerkannt oder gleichwertig ist, ohne 
Unterschied in Bezug auf ihre jeweilige Berufsgruppenzugehörigkeit zwischen Anpassungs-
lehrgang oder Eignungsprüfung wählen können. Dies war vor der Anwendung des  
BQFG NRW aufgrund der früher geltenden Regelung in § 40 Absatz 3 Satz 2 HeilBerG für 
Ärztinnen und Ärzte sowie für Zahnärztinnen und Zahnärzte nicht der Fall, da für diese Be-
rufsgruppen - vom Grundsatz der freien Wahl abweichend - die Ablegung einer Eignungsprü-
fung zwingend vorgeschrieben war.  
Die Definition des Begriffs „europäischer Staat“ ergibt sich jeweils aus der Regelung des § 3 
Absatz 1 des Gesetzes. 
 
Absatz 4 
Die Regelung in Absatz 4 entspricht unverändert der bisherigen Fassung des Absatzes 6. 
 
 
Zu 4. 
Der neue § 45 Absatz 3 setzt die Regelung aus Artikel 25 Absatz 3 a der Richtlinie 
2005/36/EG um, nach der unter bestimmten Voraussetzungen Befreiungen für Teilbereiche 
ärztlicher Weiterbildungen gewährt werden können, wenn diese Bereiche bereits im Rahmen 
früherer Berufsqualifikationen in einem Mitgliedstaat erworben wurden. Der Umfang einer 
Befreiung darf in diesen Fällen höchstens die Hälfte der Mindestdauer der jeweiligen fach-
ärztlichen Weiterbildung betragen. 
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Begründung zu Artikel 7 (Änderung des Sozialberufe-Anerkennungsgesetzes) 
 
Zu Nr. 1 (§ 1 Abs. 4) 
§ 1 Abs. 4 des Sozialberufe-Anerkennungsgesetzes gibt vor, dass die Hochschulen die 
staatliche Anerkennung nach erfolgreichem Abschluss des jeweiligen Studiengangs der So-
zialen Arbeit bzw. der Kindheitspädagogik mit einer Urkunde aussprechen. Zudem wird die 
Berufsbezeichnung festgelegt.  
Im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens wurden die in den Regelungskreis des Gesetzes 
fallenden Studiengänge um den Studiengang „Heilpädagogik“ erweitert. Dabei ist versehent-
lich unterblieben, die Regelung des § 1 Abs. 4 für den Studiengang „Heilpädagogik“ zu er-
gänzen. 
Dies wird mit der vorgesehenen Änderung nachgeholt. 
 
 
Zu Nr. 2 (§ 3 Nr. 4) 
Technische Änderung. 
 
 
Begründung zu Artikel 8 (Inkrafttreten) 
 
Diese Vorschrift enthält Regelungen zum Inkrafttreten. 
 
 
Zu Abs. 1: 
Dieser Absatz regelt das Inkrafttreten des Gesetzes am Tag nach dessen Verkündung. 
 
 
Zu Abs. 2:  
Das rückwirkende Inkrafttreten der Änderungen des § 22 ermöglicht die Datenübermittlung 
zur Erstellung einer koordinierten Statistik für das gesamte Jahr 2015. 
 
 
Zu Abs. 3: 
Das neue Gesetz soll nahtlos an die alte Regelung anschließen, daher ist das Inkrafttreten 
auf den 1. Januar 2015 datiert. 
 
 


